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1 EINLEITUNG 
(BauGB Anlage 1 Nr. 1) 

Gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist bei der Aufstellung oder Änderung von Bauleitplänen 

eine Umweltprüfung durchzuführen. Prüfungsgegenstand ist die Ermittlung der voraussichtlichen er-

heblichen Umweltauswirkungen des Bauleitplans auf die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 

Nr. 7 und § 1a BauGB. Sie sind in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten. Zwingende 

Mindestanforderungen an die Gliederung und den Inhalt des Umweltberichts ergeben sich aus der 

Anlage 1 zum BauGB (OVG Hamburg, Urteil vom 27. April 2016 – 2 E 20/13.N). 

Die Umweltprüfung ist ein Bestandteil der bauleitplanerischen Abwägung. Den erforderlichen Prü-

fungsumfang und Detaillierungsgrad legt die Gemeinde eigenverantwortlich fest. Hierbei hat sie eine 

Prognose darüber zu stellen, welche Wirkungen vernünftigerweise bei objektiver Betrachtung zu er-

warten sind (Dr. Busse, J., et al., 2013, S. 15). 

1.1 Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele und Inhalte des Bauleitplans 

(BauGB Anlage 1 Nr. 1 a) 

1.1.1 Ziele 

Die Gemeinde Hellenthal verfolgt das Ziel, durch den weiteren Ausbau der Windenergienutzung auf 

ihrem Gemeindegebiet einen wesentlichen Beitrag zum Erreichen der Klimaschutzziele sowohl auf 

Landes- als auch auf Bundesebene zu leisten. Im vorliegenden Fall besteht das Planungsziel in der 

Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb von zwei 

modernen Windenergieanlagen durch die Neuaufstellung des Bebauungsplans. Weitere wesentliche 

Planungsziele bestehen in der gezielten Steuerung der Windenergie, einer räumlichen Konzentration 

von Anlagen sowie einer Vorbeugung der Verspargelung der Landschaft. Darüber hinaus besteht ein 

Planungsziel in der Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse. 

1.1.2 Festsetzungen 

ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

Das Plangebiet soll für die Windenergie gesichert werden. Da sich die geplante Nutzungsart von den 

Baugebietstypen der BauNVO wesentlich unterscheidet, wird folglich ein sonstiges Sondergebiet mit 

der Zweckbestimmung „Fläche für Windkraftanlagen“ festgesetzt. Neben dem Betrieb der Windener-

gieanlagen kann weiterhin eine landwirtschaftliche Nutzung erfolgen. Die bestehenden Nadelwaldflä-

chen sollen zudem weiterhin bestehen bleiben. 

MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 

Die maximale Gesamthöhe (gemeint ist die Höhe bis zur obersten Spitze des Rotors) der Windener-

gieanlagen wird auf 250 m beschränkt. Als Bezugspunkt wird gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO die im Mittel-

punkt der Anlage gelegene natürliche Geländeoberkante festgelegt. 

Die zulässige Grundfläche der Windenergieanlage beträgt maximal 750 m² pro Windenergieanlage. 

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundfläche von Aufstellflächen mit ihren Zufahrten, die zur 

Erschließung der WEA erforderlich sind, sonstige Nebenanlagen, die zum Bau oder zur Nutzung der 



Gemeinde Hellenthal 

Umweltbericht zum Bebauungsplanes Nr. 64 „Flächen für Windenergieanlagen in Kehr“ 

 

 

 

2 

WEA erforderlich sind, sowie sonstige Erschließungsanlagen überschritten werden. Die Obergrenze 

der dauerhaften Versiegelung beträgt jeweils 5.000 m². 

ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 

Es werden Baufenster festgesetzt, in denen die Errichtung von Windenergieanlagen möglich ist. Die 

Errichtung und der Betrieb der Windenergieanlagen sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig. Das 

Fundament, der Turm, die dauerhaft zu befestigenden Arbeitsflächen sowie die sonstigen Nebenan-

lagen müssen vollständig innerhalb der Baugrenze liegen. Eine Überschreitung der Baugrenze durch 

die die Rotorblätter der Windenergieanlagen ist zulässig. 

1.1.3 Angaben zum Standort 

 
Abbildung 1: Luftbild mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs (gelbe Linie), genordet (Land NRW, 2023) 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Grundstücke Gemarkung Losheim, Flur 08, Flurstücke 

26, 30, 31, 33 - 35,38, 57, 58, 67-75 und Teile der Flurstücke 28, 32,39, 40, 41, 56, 61, 59, 64 und 78. Er 

umfasst somit eine Fläche von ca. 35,3 ha. Das Plangebiet wird derzeit überwiegend als Grünland 

genutzt und ist von verschiedenen Wirtschaftswegen durchzogen. Im westlichen Teil der Fläche ver-

läuft von Norden nach Süden eine Hochspannungsfreileitung und an der südlichen Grenze der Land-

graben. Im Süden sowie im Zentrum des Plangebietes befinden sich zudem Nadelwaldflächen. Im 

Westen und Osten des Plangebietes bestehen bereits drei Windenergieanlagen. 

Im Umfeld bestehen unterschiedliche Nutzungen. Westlich an das Plangebiet angrenzend verläuft die 

B265. Südlichen und südwestlich des Plangebietes befinden sich mehrere Windenergieanlagen. Im 

Norden grenzt das Plangebiet an weitere Waldflächen. Des Weiteren sind im Nordwesten, Nordosten 

und Osten mehrere Gehöfte vorhanden. Die Ortslage Kehr befindet sich nordwestlich der Plange-

bietsfläche und die Ortsgemeinde Ormont befindet sich südlich und östlich des Plangebietes.  
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1.1.4 Bedarf an Grund und Boden 

Bedarf an Grund und Boden 

Nutzung 
Fläche in m² (ca.) 

Gesamt Teilfläche Versiegelung 

    

Bestand 

Sondergebiet „Flächen für Windkraftanlagen“ 353.431 – – 

davon versiegelte Fläche (GR) - 450 450 

davon Flächen, die von Bebauung 

freizuhalten sind 
- 51.274 - 

mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 

zu belastende Flächen 
- 2.255 2.255 

Summe 353.431  53.979 2.705  

    

Planung 

Sondergebiet „Flächen für Windkraftanlagen“ 353.431 – – 

   davon versiegelte Fläche (GR) - 450 450 

davon Flächen, die von Bebauung frei-

zuhalten sind 
- 51.274 - 

mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu 

belastende Flächen 
- 4.071 4.071 

Summe 353.431  55.795 4.521 

Tabelle 1: Bedarf an Grund und Boden 

1.2 Einschlägige Umweltschutzziele aus Fachgesetzen und Fachplänen 

Einschlägige Fachgesetze, Raumordnung, Bauleitplanung und naturschutzfachliche oder wasser-

rechtliche Schutzgebiete treffen übergeordnete natur- und landschaftsbezogene Vorgaben. Im Fol-

genden wird dargelegt, wie die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des 

Umweltschutzes, die für das Vorhaben von Bedeutung sind, bei der Aufstellung des Bauleitplans be-

rücksichtigt wurden. Da wasserrechtliche Schutzgebiete funktional dem Schutzgut Wasser zugeord-

net sind, werden diese zum besseren Verständnis erst in Kapitel 2.1.4 „Wasser“ sowie den darauf auf-

bauenden Kapiteln dieses Umweltberichts beschrieben. 
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1.2.1 Fachgesetze 

Umweltschutzziele Art der Berücksichtigung 

Tiere 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf Tiere zu berücksichtigen. 

Eine Konkretisierung dieser Belange ergibt sich aus dem allgemei-

nen sowie dem speziellen Artenschutz des Bundesnaturschutz-

gesetzes (BNatSchG). Gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG ist es verbo-

ten, 

 wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne ver-

nünftigen Grund zu fangen, zu verletzen oder zu töten, 

 Lebensstätten wild lebender Tiere ohne vernünftigen Grund 

zu beeinträchtigen oder zu zerstören. 

Die im Plangebiet zu erwartenden beson-

ders geschützten Tierarten wurden in ei-

ner Artenschutzprüfung der Stufe 1 un-

tersucht (Büro für Ökologie & 

Landschaftsplanung Dr. Jürgen Prell, 

2025).  

Laut Artenschutzprüfung bestehen keine 

Verbotstatbestände, wenn die Schutz- 

und Vermeidungsmaßnahmen berück-

sichtigt werden. 

  

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

 wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nach-

zustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre 

Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschä-

digen oder zu zerstören, 

 wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der eu-

ropäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Auf-

zucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten er-

heblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 

durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Popula-

tion einer Art verschlechtert, 

 Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere 

der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entneh-

men, zu beschädigen oder zu zerstören. 

 

Pflanzen 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf Pflanzen zu berücksichtigen. Eine 

Konkretisierung dieser Belange ergibt sich auch hier aus dem all-

gemeinen sowie dem speziellen Artenschutz des Bundesnatur-

schutzgesetzes (BNatSchG). Gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG ist es 

verboten, 

 wild lebende Pflanzen ohne vernünftigen Grund von ihrem 

Standort zu entnehmen oder zu nutzen oder ihre Bestände 

niederzuschlagen oder auf sonstige Weise zu verwüsten, 

 Lebensstätten wild lebender Pflanzen ohne vernünftigen 

Grund zu beeinträchtigen oder zu zerstören. 

Der Erhalt von wild lebenden Pflanzen 

wird vorliegend nicht durch Festsetzun-

gen des Bebauungsplans gewährleistet, 

da keine hochwertigen Bepflanzungen 

vorhanden sind.  

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

 wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder 

ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie 

oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Besonders geschützte Pflanzenarten sind 

im Plangebiet nicht vorhanden, sodass 

keine Festsetzungen für den Erhalt ge-

troffen werden müssen. 
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Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich 

voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft in der Abwägung zu berücksichtigen. Der Umfang der 

erforderlichen Kompensationsmaßnahmen bemisst sich typi-

scherweise an den vor dem Eingriff vorhandenen Pflanzengesell-

schaften. 

Die erforderlichen Kompensationsmaß-

nahmen werden mithilfe eines Land-

schaftspflegerischen Fachbeitrags be-

stimmt. 

Biologische Vielfalt  

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf die biologische Vielfalt zu berücksich-

tigen. 

Durch die Aufstellung des Bebauungs-

plans wird der Lebensraum zwar einge-

schränkt, aber nicht grundlegend verän-

dert. Es sind keine explizit negativen Aus-

wirkungen zu erwarten. 

Fläche 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf die Fläche zu berücksichtigen. 

Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden spar-

sam und schonend umgegangen werden, wobei die Möglichkeiten 

der Innenentwicklung zu nutzen und Bodenversiegelungen auf 

das notwendige Maß zu begrenzen sind. 

Standortalternativen wurden auf der vor-

gelagerten Planungsebene untersucht. Es 

werden im Verhältnis zum Plangebiet nur 

geringe Flächen in Anspruch genommen. 

Boden 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf den Boden zu berücksichtigen. 

Gemäß § 1 BBodSchG sind schädliche Bodenveränderungen ab-

zuwehren, Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Ge-

wässerverunreinigungen zu sanieren und es ist Vorsorge gegen 

nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkun-

gen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen 

Funktionen vermieden werden. 

Durch Festsetzungen zum Maß der bauli-

chen Nutzung wird die Bodenversiege-

lung auf das für die Erfüllung der Pla-

nungsziele erforderliche Maß begrenzt 

(vgl. Kap. 2.4). 

Durch den Betrieb der Windenergieanla-

gen sind zunächst keine erheblichen 

Schadstoffeinträge in diesen zu erwarten. 

Insofern wird das Vorhandensein von 

WEA voraussichtlich zu keinen weiteren 

erheblichen Beeinträchtigungen des 

Schutzguts Boden führen. 

Wasser 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf das Wasser zu berücksichtigen. 

Oberflächengewässer sind im Plangebiet 

vorhanden, Auswirkungen sind jedoch 

nicht zu erwarten. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB ist bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne der sachgerechte Umgang mit Abwässern zu berück-

sichtigen. 

Beim Betrieb von WEA fällt kein Abwasser 

an. Das anfallende Niederschlagswasser 

versickert in der Regel auf den umliegen-

den Flächen. 

Gemäß der Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen 

länderübergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV) sind die 

Starkregenhinweiskarte, die Hochwasserrisikokarte und die 

Hochwassergefahrenkarte zu berücksichtigen. 

Im Hinblick auf den Hochwasser- und 

Starkregenschutz sind negative planbe-

dingte Auswirkungen nicht zu erwarten. 

Anfallendes Niederschlagswasser soll 

über die Fläche vor Ort versickert wer-

den. 
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Luft und Klima 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf Luft und Klima zu berücksichtigen. 

Die Auswirkungen der geplanten Nut-

zungsänderung auf Luft und Klima wur-

den berücksichtigt. Insgesamt sind expli-

zit negative Auswirkungen durch das 

Planvorhaben nicht abzusehen. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB ist bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne die Vermeidung von Emissionen zu berücksichtigen. 

Durch den Betrieb von WEA gehen keine 

Schadstoffe hervor. Allenfalls werden mi-

nimale Schadstoffe beim Bau der WEA 

ausgestoßen. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 h ist bei der Aufstellung der Bauleitpläne 

die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in de-

nen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten 

der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte 

nicht überschritten werden, zu berücksichtigen. 

Das geplante Vorhaben steht der Erhal-

tung der bestmöglichen Luftqualität nicht 

entgegen, vielmehr trägt es zu einer Stei-

gerung der Stromproduktion aus erneu-

erbaren Energien und somit zu einer Re-

duktion schädlicher CO2-Emissionen bei. 

Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschut-

zes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegen-

wirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klima-

wandel dienen, Rechnung getragen werden. 

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es 

sich um eine Maßnahme, die durch die 

Produktion von erneuerbarer Energie ak-

tiv dem Klimawandel entgegenwirkt. 

Nach dem im § 50 BImSchG normierten Trennungsgebot sind die 

für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so 

zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie 

möglich vermieden werden. 

Durch die Plankonzeption wird eine An-

ordnung der Nutzungen ermöglicht, die 

schädliche Umwelteinwirkungen so weit 

wie möglich vermeidet. 

Landschaftsbild 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu berücksichti-

gen. 

Durch die zusätzlichen WEA werden er-

hebliche Auswirkungen auf das Land-

schaftsbild ausgelöst. Gemäß Windener-

gieerlass NRW 2018 sind Beeinträchtigun-

gen des Landschaftsbilds in der Regel 

nicht ausgleichbar. Daher soll eine Er-

satzzahlung erfolgen (vgl. Kap. Fehler! 

Verweisquelle konnte nicht gefunden 

werden.). 

Mensch 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 

sowie die Bevölkerung insgesamt zu berücksichtigen. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB ist bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne die Vermeidung von Emissionen zu berücksichtigen. 

Das Schutzgut Mensch wurde berück-

sichtigt. Aller Wahrscheinlichkeit nach 

werden keine explizit negativen Auswir-

kungen durch Schall oder Schattenschlag 

hervorgerufen bzw. sind sie durch Maß-

nahmen vermeidbar (vgl. Kap. Fehler! 

Verweisquelle konnte nicht gefunden 

werden.). 
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Kultur- und Sachgüter 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 d BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter zu 

berücksichtigen. 

Visuelle Wechselwirkungen mit Kultur-

landschaftsbereichen sind möglich. Aller-

dings ist hier zu beachten, dass es sich bei 

WEA um regelmäßig privilegierte Anlagen 

im Außenbereich handelt. Insofern sind 

planbedingte Konflikte nicht wesentlich. 

Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB soll die Notwendigkeit der Um-

wandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen be-

gründet werden. 

Eine Empfindlichkeit besteht in der Um-

wandlung der derzeitigen Nutzung. Dies 

geschieht jedoch nur auf einer kleineren 

Fläche, die landwirtschaftliche Nutzung 

sowie die Nadelwaldflächen bleiben er-

halten. Insofern werden planbedingte 

Auswirkungen als unerheblich bewertet. 

Gemäß § 1 DSchG NRW sind die Belange des Denkmalschutzes 

und der Denkmalpflege bei öffentlichen Planungen und Maßnah-

men angemessen zu berücksichtigen. 

Gemäß § 9 Abs. 1 DSchG NRW bedarf der Erlaubnis der unteren 

Denkmalbehörde, wer Baudenkmäler oder ortsfeste Bodendenk-

mäler beseitigen, verändern, an einen anderen Ort verbringen 

oder die bisherige Nutzung ändern will, in der engeren Umgebung 

von Baudenkmälern oder ortsfesten Bodendenkmälern Anlagen 

errichten, verändern oder beseitigen will, wenn hierdurch das Er-

scheinungsbild des Denkmals beeinträchtigt wird, oder bewegli-

che Denkmäler beseitigen oder verändern will. 

Beim Auftreten archäologischer Boden-

funde und Befunde ist die Stadt als un-

tere Denkmalbehörde oder das LVR-Amt 

für Bodendenkmalpflege im Rheinland, 

Außenstelle Nideggen, unverzüglich zu 

informieren. 

Bodendenkmal und Fundstelle sind zu-

nächst unverändert zu erhalten. Die Wei-

sung des LVR-Amts für Bodendenkmal-

pflege für den Fortgang der Arbeiten ist 

abzuwarten. 

Wirkungsgefüge 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge zwischen den 

Schutzgütern Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft und 

Klima zu berücksichtigen. 

Das Wirkungsgefüge zwischen den 

Schutzgütern wurde berücksichtigt. 

Durch die Planung werden keine explizit 

negativen Auswirkungen hervorgerufen. 

Tabelle 2: Umweltschutzziele aus Fachgesetzen (eigene Darstellung) 

Über die genannten Fachgesetze hinaus werden auch die unterschiedlichen übergeordneten Fach-

planungen auf ihre Umweltschutzziele überprüft. Im Folgenden werden weitere planungsrechtliche 

Rahmenbedingungen hinsichtlich ihrer umweltbezogenen Vorgaben dargestellt und auf planbedingte 

Konflikte untersucht. 

1.2.2 Landesentwicklungsplan 

Gemäß § 4 Abs. 1 ROG sind die Ziele der Raumordnung zu beachten sowie die Grundsätze und sons-

tige Erfordernisse der Raumordnung in Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksich-

tigen. Ferner bestimmt § 1 Abs. 4 BauGB als Grundsatz der Bauleitplanung, dass Bauleitpläne an die 

Ziele der Raumordnung anzupassen sind. 

Die Gemeinde Hellenthal befindet sich in Nordrhein-Westfalen. Seit 1. Mai 2024 ist die 2. Änderung 

des Landesentwicklungsplans in Kraft, die maßgeblich die erneuerbaren Energien zum Gegenstand 

hatte. Zudem hat das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen im vergangenen 

Jahr einige Ziele und Grundsätze der 1. Änderung des Landesentwicklungsplans NRW aus dem Jahr 
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2019 für unwirksam erklärt (OVG NRW, Urteil vom 21. März 2024 – 11 D 133/20.NE). Konkret betraf dies 

die Ziffern 2-3 und 2-4, 6.1-2, 6.6-2, 7.2-2, 7.3-1, 8.1-6 und 8.1-7, 9.2-4, 10.1-4 sowie 10.2-2 und 10.2-3 

der am 5. August 2019 bekannt gemachten Verordnung zur (1.) Änderung der Verordnung über den 

Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen vom 12. Juli 2019. 

Hinblick auf die Windkraft enthält der LEP in der aktuell geltenden Fassung die folgenden Inhalte: 

Geltender LEP NRW (Stand 2024)  Berücksichtigung  

4-1 Grundsatz Klimaschutz 

Die Raumentwicklung soll zum Ressourcenschutz, zur 

effizienten Nutzung von Ressourcen und Energie, zur 

Energieeinsparung und zum Ausbau der erneuerba-

ren Energien beitragen, um den Ausstoß von Treib-

hausgasen soweit wie möglich zu reduzieren. 

Dem dienen insbesondere 

• die raumplanerische Vorsorge für eine kli-

maverträgliche Energieversorgung, insbe-

sondere für Standorte zur Nutzung und 

Speicherung erneuerbarer Energien sowie 

für Trassen für zusätzliche Energieleitungen; 

• die Nutzung der Potenziale der Kraft-

Wärme-Kopplung und der industriellen Ab-

wärme; 

• eine energiesparende Siedlungs- und Ver-

kehrsentwicklung im Sinne einer Verminde-

rung der Siedlungsfächenentwicklung und 

einer verkehrsreduzierenden Abstimmung 

von Siedlungsentwicklung und Verkehrsinf-

rastruktur; 

• die Sicherung und Vermehrung sowie nach-

haltige Bewirtschaftung von Wäldern und 

die Sicherung von weiteren CO2-Senken wie 

z. B. Mooren und Grünland. 

7.2-1 Ziel Landesweiter Biotopverbund 

Landesweit sind ausreichend große Lebensräume mit 

einer Vielfalt von Lebensgemeinschaften und land-

schaftstypischen Biotopen zu sichern und zu entwi-

ckeln, um die biologische Vielfalt zu erhalten. Sie sind 

funktional zu einem übergreifenden Biotopverbund-

system zu vernetzen. Dabei ist auch der grenzüber-

schreitende Biotopverbund zu gewährleisten. 

Dem Grundsatz wird unmittelbar gefolgt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Plangebiet besitzt keine hervorzuhebende Bedeu-

tung für den allgemeinen Biotopverbund. Eine Ausei-

nandersetzung mit diesen Belangen erfolgt in Kapitel 

1.2.5. 

7.3-1 Ziel: Walderhaltung und Waldinanspruchnahme 

Wald ist insbesondere mit seiner Bedeutung für die 

nachhaltige Holzproduktion, den Arten- und Bio-

topschutz, die Kulturlandschaft, die landschaftsori-

entierte Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzung, den 

Im Plangebiet befinden sich kleinere Nadelwaldflächen. 

Diese werden jedoch durch die Planung nicht beein-

trächtigt, da sich diese außerhalb der geplanten Bau-

grenzen befinden. 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024)  Berücksichtigung  

Klimaschutz und wegen seiner wichtigen Regulations-

funktionen im Landschafts- und Naturhaushalt zu er-

halten, vor nachteiligen Entwicklungen zu bewahren 

und weiterzuentwickeln. Dazu werden in den Regio-

nalplänen entsprechende Waldbereiche festgelegt, 

Ausnahmsweise dürfen Waldbereiche für entgegen-

stehende Planungen und Maßnahmen nur dann in 

Anspruch genommen werden, wenn für die ange-

strebten Nutzungen ein Bedarf nachgewiesen ist, die-

ser nicht außerhalb des Waldes realisierbar ist und 

die Waldumwandlung auf das unbedingt erforderliche 

Maß beschränkt wird. 

Die Errichtung von Windenergieanlagen ist möglich, 

sofern wesentliche Funktionen des Waldes nicht er-

heblich beeinträchtigt werden. 

7.4-3 Ziel: Sicherung von Trinkwasservorkommen 

Grundwasservorkommen und Oberflächengewässer, 

die für die öffentliche Wasserversorgung genutzt 

werden oder für eine künftige Nutzung erhalten wer-

den sollen, sind so zu schützen und zu entwickeln, 

dass die Wassergewinnung und Versorgung der Be-

völkerung mit einwandfreiem Trinkwasser dauerhaft 

gesichert werden kann. Sie sind in ihren für die Trink-

wassergewinnung besonders zu schützenden Berei-

chen und Abschnitten in den Regionalplänen als Be-

reiche für den Grundwasserschutz und Gewässer-

schutz (BGG) festzulegen und für ihre wasserwirt-

schaftlichen Funktionen zu sichern. 

Die Schutzzwecke der im Regionalplan festgelegten Be-

reiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz 

werden durch die Wasserschutzgebiete und deren Zo-

nen konkretisiert. Eine Auseinandersetzung mit diesen 

Belangen erfolgt in Kapitel 2.1.4 dieser Begründung. 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024)  Berücksichtigung  

10.1-1 Grundsatz Nachhaltige Energieversorgung 

In allen Teilen des Landes soll den räumlichen Erfor-

dernissen einer Energieversorgung Rechnung getra-

gen werden, die sich am Vorrang und den Potenzialen 

der erneuerbaren Energien orientiert. Dies dient ei-

ner ausreichenden, sicheren, klima- und umweltver-

träglichen, ressourcenschonenden sowie kosten-

günstigen, effizienten Energieversorgung einschließ-

lich des Ausbaus von Energienetzen und Speichern. 

Es ist anzustreben, dass vorrangig erneuerbare Ener-

gieträger eingesetzt werden. Diese sollen, soweit er-

forderlich und mit den Klimaschutzzielen vereinbar, 

durch die hocheffiziente Nutzung fossiler Energieträ-

ger flexibel ergänzt werden. 

Dem Grundsatz wird unmittelbar gefolgt. 

10.1-3 Grundsatz: Neue Standorte für Erzeugung und 

Speicherung von Energie 

Geeignete Standorte für die Erzeugung und Speiche-

rung von Energie sollen in den Regional- und Bauleit-

plänen festgelegt werden. 

Der vorliegende Bebauungsplan soll das Repowering 

von Windenergieanlagen ermöglichen. Die geeigneten 

Standorte für die Erzeugung von Energie werden somit 

über einen Bauleitplan festgelegt.  Insofern wird der 

Grundsatz unmittelbar berücksichtigt. 

10.2-1 Grundsatz: Halden und Deponien als Standorte 

für die Nutzung erneuerbarer Energien 

Halden und Deponien sollen als Standorte für die Er-

zeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen gesi-

chert werden, sofern die technischen Voraussetzun-

gen dafür vorliegen und fachliche Anforderungen 

nicht entgegenstehen. 

Ausgenommen hiervon sind Halden und Deponien, 

die bereits für Kultur genutzt werden. Fachliche An-

forderungen stehen einer Nutzung für die Erzeugung 

von Energie aus erneuerbaren Quellen auch dann 

entgegen, wenn für Halden und Deponien in einem 

regional abgestimmten und beschlossenen städte-

baulichen Nachnutzungskonzept Nutzungen im Be-

reich Kunst und Kultur vorgesehen sind. 

Halden und Deponien sind im Plangebiet nicht vorhan-

den. Die verfahrensgegenständliche Planung steht ei-

ner entsprechenden Ausweisung jedoch auch nicht 

entgegen. 

Ziel 10.2-2: Vorranggebiete für die Windenergienut-

zung  

Für Nordrhein-Westfalen sind insgesamt 1,8 Prozent 

der Landesfläche planerisch für die Windenergie 

festzulegen. 

Dazu sind in den sechs Planungsregionen Gebiete für 

die Nutzung der Windenergie als Vorranggebiete in 

den Regionalplänen (Windenergiebereiche) in min-

destens folgendem Umfang festzulegen: 

Planungsregion Arnsberg: 13 186 Hektar 

Planungsregion Detmold: 13 888 Hektar 

Die Gemeinde Hellenthal befindet sich in der Planungs-

region Köln, für die eine Fläche von 15.682 ha bzw. ein 

Anteil von 2,13 % auszuweisen ist. 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024)  Berücksichtigung  

Planungsregion Düsseldorf: 4 151 Hektar 

Planungsregion Köln: 15 682 Hektar 

Planungsregion Münster: 12 670 Hektar 

Planungsregion des Regionalverbandes Ruhr: 2 036 

Hektar 

Diese Vorranggebiete sind als Rotor-außerhalb-Flä-

chen festzulegen. 

Die 38. Flächennutzungsplanänderung der Gemeinde 

Hellenthal umfasst die Ausweisung von fünf neuen Kon-

zentrationszonen mit einer Gesamtgröße von 541 ha. 

Des Weiteren sind in der Gemeinde Hellenthal drei 

Sondergebiete für Windenergie mit einer Flächengröße 

von insgesamt 205 ha ausgewiesen. Eine Darstellung 

der Sondergebiete erfolgt nicht im Rahmen der 38. Än-

derung des Flächennutzungsplanes. Diese Flächen eig-

nen sich jedoch für spätere Repowering-Maßnahmen 

gemäß § 245e Abs. 3 BauGB. Nach Überlagerung der 

bestehenden Konzentrationszonen mit den neu darzu-

stellenden Konzentrationszonen steht insgesamt eine 

Fläche von 746 ha für die Windenergienutzung zur Ver-

fügung. Dies entspricht einem Anteil von 5,4 % am Ge-

meindegebiet. Insofern wird der vorgenannte Wert 

übertroffen. 

Ziel 10.2-3 Unvereinbarkeit von Höhenbeschränkun-

gen mit Windenergiebereich 

Mit den nach Ziel 10.2-2 festgelegten Windenergiebe-

reichen sind Höhenbeschränkungen nicht vereinbar. 

Die Zielfestlegungen aus 10.2-3 gelten nur für Flächen 

innerhalb von festgelegten Windenergiebereichen. Die 

Festlegung dieser Bereiche erfolgt derzeit über den in 

Aufstellung befindlichen Teilplan Erneuerbare Energien 

der Bezirksregierung Köln. Am 20.12.2024 wurde der 

Aufstellungsbeschluss gefasst. In dem beschlossenen 

Entwurf befindet sich das Plangebiet nicht innerhalb 

von festgelegten Windenergiebereichen, sodass das 

Ziel vorliegend nicht einschlägig ist.  

10.2-4 Grundsatz: Windenergienutzung durch 

Repowering 

Regional- und Bauleitplanung sollen das Repowering 

von älteren Windenergieanlagen, die durch eine ge-

ringere Anzahl neuer, leistungsstärkerer Windener-

gieanlagen ersetzt werden, unterstützen. Kommunale 

Planungsträger sollen die bauleitplanerischen Vo-

raussetzungen schaffen, um die Repowering-Wind-

energieanlagen räumlich zusammenzufassen oder 

neu ordnen zu können. 

Im Zuge des Planverfahrens soll ein Repowering von 

Bestandsanlagen betrieben werden. Insofern wird der 

Grundsatz unmittelbar berücksichtigt. 

Ziel 10.2-6 Windenergienutzung in Waldbereichen 

Regionalplanerisch festgelegte Waldbereiche können 

für die Windenergienutzung in Anspruch genommen 

werden, sofern es sich um Nadelwald handelt. Ausge-

nommen hiervon sind Naturschutzgebiete, National-

parke, Nationale Naturmonumente, Naturwaldzellen, 

Wildnisentwicklungsgebiete sowie Natura 2000-Ge-

biete. 

Im Plangebiet sind kleinere Nadelwaldflächen vorhan-

den, welche jedoch durch die Umsetzung des Vorha-

bens nicht beeinträchtigt werden, da sich diese außer-

halb der geplanten Baugrenzen befinden. 

Grundsatz 10.2-7 Windenergienutzung in waldarmen 

Gemeinden  

Vorliegend wird Wald nicht in Anspruch genommen. 

Zudem zählt die Gemeinde Hellenthal zu den waldrei-

chen Kommunen. 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024)  Berücksichtigung  

In waldarmen Gemeinden (unter 20 Prozent Waldan-

teil im Gemeindegebiet) soll in den regionalplanerisch 

festgelegten Waldbereichen auf die Festlegung von 

Windenergiebereiche verzichtet werden. 

Ziel 10.2-8 Windenergienutzung in Bereichen für den 

Schutz der Natur  

Abweichend von den Zielen 7.2-2 und 7.2-3 dürfen 

Vorranggebiete für die Windenergienutzung auch in 

Bereichen für den Schutz der Natur festgelegt wer-

den, soweit es sich dabei nicht um Naturschutzge-

biete, Nationale Naturmonumente sowie Na-

tura 2000-Gebieten handelt. 

Eine Überlagerung mit Bereichen für den Schutz der 

Natur besteht nicht. 

10.2-9 Grundsatz Berücksichtigung bestehender 

Windenergiestandorte und kommunaler Windener-

gieplanungen 

Bei der Festlegung von Windenergiebereichen gemäß 

Ziel 10.2-2 sollen geeignete Windenergiestandorte 

und geeignete Windenergieplanungen der Kommu-

nen berücksichtigt werden. 

Der Grundsatz richtet sich an die Regionalplanung und 

ist vorliegend nicht einschlägig. 

10.2-10 Ziel Monitoring der Windenergiebereiche 

Die Windenergiebereiche sind im Hinblick auf techni-

sche Entwicklungen und die Ausnutzbarkeit zur Ener-

gieerzeugung turnusmäßig zu prüfen und fortzu-

schreiben. 

Der Grundsatz richtet sich an die Regionalplanung und 

ist vorliegend nicht einschlägig. 

10.2-11 Grundsatz Inanspruchnahme von Kommunen 

mit Windenergiebereichen 

Bei der regionalplanerischen Festlegung von Wind-

energiebereichen sind die Belange der betroffenen 

Kommunen besonders in den Blick zu nehmen. 

Der Grundsatz richtet sich an die Regionalplanung und 

ist vorliegend nicht einschlägig. 

10.2-12 Ziel Windenergienutzung in Industrie- und 

Gewerbegebieten 

In Industrie- und Gewerbegebieten ist die Inan-

spruchnahme von geeigneten Flächen für die Wind-

energienutzung zu prüfen. Dabei ist die Windenergie-

nutzung als eine arrondierende, den anderen ge-

werblichen und industriellen Nutzungen untergeord-

nete Nutzung zu ermöglichen, um gleichzeitig eine 

möglichst effiziente Flächennutzung sicherzustellen 

und eine weitere Ausweisung von Bereichen für ge-

werbliche und industrielle Nutzungen zu vermeiden. 

Geeignete Flächen in Industrie- und Gewerbegebieten 

sind nicht vorhanden bzw. können nicht für das beab-

sichtige Repowering genutzt werden. 

10.2-13 Ziel Steuerung der Windenergienutzung im 

Übergangszeitraum 

Der Grundsatz richtet sich an die Regionalplanung und 

ist vorliegend nicht einschlägig. 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024)  Berücksichtigung  

Der Zubau von Windenergieanlagen erfolgt in Nord-

rhein-Westfalen zukünftig in Windenergiebereichen 

gemäß Ziel 10.2-2 sowie auf Sonderbauflächen, in 

Sondergebieten und mit diesen vergleichbaren Aus-

weisungen in Flächennutzungsplänen und Bebau-

ungsplänen. Die Träger der Regionalplanung sind ge-

mäß Grundsatz 10.2-5 gehalten, diese Windenergie-

bereiche im erforderlichen Umfang bis 2025 festzu-

legen. 

Bis zum Inkrafttreten der auf Grundlage des Landes-

entwicklungsplans in der Fassung vom 01. Mai 2024 

angepassten jeweiligen Regionalplanung (Übergangs-

zeitraum) erfolgt der Zubau von Windenergieanlagen 

auf den Flächen, die Regionalplanungsträger in ihren 

Planentwürfen vorsehen. 

Soweit solche Konzepte noch nicht vorliegen, sind 

große zusammenhängende, für die Windenergie ge-

eignete Flächen (Kernpotenzialflächen) für den Wind-

energieausbau zu nutzen. Diese Flächen eignen sich 

mangels raumordnungsrechtlicher Restriktion und 

der Möglichkeit zur Konzentration des Windenergie-

ausbaus besonders zur planerischen Übernahme in 

die Regionalplanung. 

Außerhalb dieser Flächen widerspricht der Zubau in 

der Übergangszeit dem Steuerungsziel, soweit dieses 

nicht anderweitig gewahrt ist. Einem raumbedeutsa-

men Anlagenzubau außerhalb der vorbezeichneten 

Gebiete soll während des Übergangszeitraums im be-

gründeten Einzelfall jeweils mit Maßnahmen des 

Raumordnungsrechts (§ 12 ROG, § 36 LPlG NRW) be-

gegnet werden. 

Tabelle 3: Berücksichtigung der Ziele und Grundsätze des LEP NRW 

1.2.3 Regionalplan 

Gemäß LEP NRW können Gebiete für die Nutzung der Windenergie in den Regionalplänen festgelegt 

werden. Die Gemeinde Hellenthal befindet sich im Kreis Euskirchen, der dem Regierungsbezirk Köln 

zuzuordnen ist. Für diesen Untersuchungsraum gilt der Regionalplan Köln, Teilabschnitt Region 

Aachen. In diesem werden entsprechende Gebiete nicht festgelegt (Bezirksregierung Köln, 2016a). 

Für die Steuerung der Ansiedlung von Windenergieanlagen trifft der Regionalplan lediglich textliche 

Festlegungen, die räumliche Verortung der Konzentrationszonen für Windenergieanlagen bleibt 

demnach der kommunalen Ebene im Rahmen der Bauleitplanung überlassen. 

Ziel 1 der Regionalplanung die Windkraft betreffend ist, dass Planungen für WEA in den Teilen des 

Freiraums umzusetzen sind, die aufgrund der natürlichen und technischen Voraussetzungen (Wind-

höffigkeit, geeignete Möglichkeit für die Stromeinspeisung ins Leitungsnetz) und der Verträglichkeit 

mit den zeichnerisch und/oder textlich dargestellten Bereichen und Raumfunktionen für die 
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gebündelte Errichtung von WEA (Windparks) in Betracht kommen. Dazu sollen in erster Linie die All-

gemeinen Freiraum- und Agrarbereiche in Anspruch genommen werden. In geeigneten Fällen kön-

nen sich Windparkplanungen auch über Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen erstre-

cken. In den Reservegebieten für den oberirdischen Abbau nichtenergetischer Bodenschätze sowie 

in den noch nicht rekultivierten Braunkohlen-Abbaubereichen ist zu beachten, dass wegen der lang-

fristigen Vorrangigkeit des Abbaus nur befristet zu genehmigende Anlagen in Betracht kommen. 

Gemäß dem Ziel 2 kommen die nachfolgenden Flächen bedingt in Betracht, wenn sichergestellt ist, 

dass die mit der Festlegung im Regionalplan verfolgten Schutzziele und/ oder Entwicklungsziele nicht 

nennenswert beeinträchtigt werden: 

 Waldbereiche, soweit außerhalb des Waldes Windparkplanungen nicht realisierbar sind, der 

Eingriff auf das unbedingt erforderliche Maß beschränkt und ein möglichst gleichwertiger Aus-

gleich/Ersatz festgelegt wird 

 Regionale Grünzüge 

 historisch wertvolle Kulturlandschaftsbereiche (nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 ROG und § 2 Abs. 1 LG) 

 Bereiche für den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierter Erholung 

 Bereiche für Halden zur Lagerung von Nebengestein oder sonstigen Massen 

 Deponien für Kraftwerksasche 

 Agrarbereiche mit spezialisierter Intensivnutzung 

Daneben werden mit dem Ziel 3 Gebiete definiert, in denen Windparkplanungen ausgeschlossen 

werden sollen: 

 Bereiche zum Schutz der Natur  

 Bereiche für die Sicherung und den Abbau oberflächennaher Bodenschätze, es sei denn, dass 

der Abbau bereits stattgefunden hat und die Windparkplanung den Rekultivierungszielen nicht 

widerspricht. 

 Flugplatzbereiche 

 Oberflächengewässer, Talsperren und Rückhaltebecken 

 Bereiche für Abfalldeponien, es sei denn, dass der Verkippungsfortschritt dies zulässt und eine 

Gefährdung des Grundwassers dauerhaft ausgeschlossen ist, 

 Bereiche für Halden zur Lagerung oder Ablagerung von Bodenschätzen 

 Freiraumbereiche mit der Zweckbindung „M“ (militärisch genutzte Freiraumteile) 

Gemäß dem Ziel 4 ist eine Beeinträchtigung von Denkmälern und Bereichen, die das Landschaftsbild 

prägen, zu vermeiden. Zum Schutz der Wohnbevölkerung sind ausreichende Abstände und die ent-

sprechenden Emissionsrichtwerte einzuhalten. Auf die technischen Erfordernisse des Richtfunks ist 

Rücksicht zu nehmen. 



Gemeinde Hellenthal 

Umweltbericht zum Bebauungsplanes Nr. 64 „Flächen für Windenergieanlagen in Kehr“ 

 

 

 

15 

 
Abbildung 2: GEP Region Aachen mit Markierung des Plangebiets (grüne Linien), o. M. (Bezirksregierung Köln, 2016 a) 

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Aachen legt das Plangebiet vollständig 

als „Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich“ (AFAB) fest. Zusätzlich wird die Fläche durch einen 

BSLE überlagert. Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche bieten sich für die Errichtung von Wind-

energieanlagen besonders an. Klassische Freiraumnutzungen können - abgesehen vom Mastfußbe-

reich und den Zufahrten - weiterhin ausgeübt werden.  

In Bezug auf die "Bereiche für den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung" sind 

die folgenden Ziele zu berücksichtigen: 

Ziel 1 

In den Bereichen für den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung (BSLE) sind die 

Bodennutzungen und ihre Verteilung auf eine nachhaltige Erhaltung und Wiederherstellung der na-

türlichen Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes sowie der Erholungseig-

nung auszurichten. Im Einzelnen haben die BSLE der Sicherung bzw. Wiederherstellung oder Ent-

wicklung 

 des wesentlichen Charakters der Landschaft, typischer Landschaftsstrukturen und Land-

schaftsbestandteile einschließlich der Bodendenkmale, denkmalwerter Gehöfte und Wei-

ler sowie charakteristischer Nutzungsformen, 

 landschaftstypischer Lebensräume und Aufbau eines Biotopverbundsystems, 

 der natürlichen Bodenfruchtbarkeit, des Erosions- und Deflationsschutzes sowie der na-

türlichen Vielfalt an unterschiedlichen Böden als Standortvoraussetzungen für Flora und 

Fauna und als Lebensgrundlage des Menschen, 

 des natürlichen Wasserdargebots, der Grundwasserneubildung und Reinhaltung des 

Grundwassers, 

 naturnaher Gewässer und von Retentionsräumen, 

 des geländeklimatischen Ausgleichsvermögens, 

 der Immissionsschutzfunktion, 
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 des Landschaftsbildes, 

 der landschaftsgebundenen Erholung, Sport- und Freizeitnutzung und Eingliederung der 

Siedlungen (Ortsrandgestaltung) in die freie Landschaft, 

zu dienen. 

Das Ziel 1 wird durch die Planung nicht gefährdet. Auswirkungen auf Umweltbelange werden im Um-

weltbericht untersucht. Auswirkungen auf das Landschaftsbild werden vorliegend als vertretbar ein-

gestuft, da bereits eine Vorbelastung durch WEA im Windpark Kehr besteht. 

„Ziel 2 

Die BSLE haben auch der funktionalen Einbindung der Bereiche für den Schutz der Natur zu dienen.“ 

Die Fläche stellt einen Teil eines großräumigen BSLE dar, der mehrere BSN miteinander verbindet. 

Eine Verbindungsfunktion des gesamten BSLE bleibt auch nach Umsetzung der Planung bestehen. 

„Ziel 3 

In den BSLE ist im Rahmen der dargestellten Grundnutzung und der Zielsetzungen für Sicherung, 

Pflege, Entwicklung und Wiederherstellung der Landschaft die Zugänglichkeit der Landschaft für Er-

holungssuchende zu sichern. Soweit im Einzelfall Nutzungsansprüche der Erholung mit den Belangen 

des Schutzes der Landschaft konkurrieren, sind die letzteren entsprechend LEP-Ziel C.V.2.3 vorran-

gig. Vermeidbare Beeinträchtigungen durch Zerschneidung zusammenhängender Erholungsräume 

sind auszuschließen.“ 

Die Zugänglichkeit der Fläche wird durch die Planung nicht verhindert. Landschaftsgestaltende Ele-

mente wie Hecken, Gebüsche oder Baumanpflanzungen sind weiterhin möglich. 

Ziel 4 ist vorliegend nicht relevant. 

Derzeit wird der Regionalplan für den gesamten Regierungsbezirk Köln überarbeitet. Die zeichneri-

schen Festlegungen in diesem Bereich bleiben von der Neuaufstellung des Regionalplans Köln gemäß 

dessen Entwurf unberührt. 

Zudem soll auch ein „Teilplan Erneuerbare Energien“ aufgestellt werden. Im Regionalplan Köln sollen 

demnach zukünftig mindestens ca. 14.500 ha Vorranggebiete für die Windenergie dargestellt werden. 

Innerhalb dieser Gebiete sind alle räumlichen Planungen und Maßnahmen unzulässig, die der vorran-

gigen Nutzung „Wind“ entgegenstehen. Der neue Planentwurf wurde am 20.12.24 beschlossen und 

die Beteiligung der Öffentlichkeit soll vom 13.01.25 bis 13.02.25 erfolgen. Für das Plangebiet ist kein 

Windenergiebereich vorgesehen. Den raumordnerischen Vorranggebieten kommt allerdings keine 

außergebietliche Ausschlusswirkung gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB (Konzentrationswirkung) zu, d. 

h., WEA können auch außerhalb dieser Bereiche errichtet werden. Die Realisierung des geplanten 

Vorhabens bleibt somit weiterhin möglich. 

Insgesamt steht das gesamte Planvorhaben den Zielen der Regionalplanung nicht entgegen. 

1.2.4 Flächennutzungsplan 

Im derzeit rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Hellenthal ist das Plangebiet voll-

ständig als „Fläche für die Landwirtschaft“ dargestellt.  

In dem vorherigen, wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Hellenthal wurde diese Darstel-

lung zusätzlich mit der Signatur "Sonstiges Sondergebiet Windenergie" überlagert. Im Rahmen der 38. 
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Änderung des Flächennutzungsplans wurde diese Fläche jedoch nicht mehr als Konzentrationszone 

gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB dargestellt. Da das Plangebiet bereits zu einem überwiegenden Teil 

mit Windenergieanlagen belegt ist, werden diese bei einer planerischen Ausweisung der Eignungsflä-

chen als Konzentrationszonen gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB weiterhin der Windenergienutzung 

zur Verfügung stehen.  

Dies gilt zumindest für ein Repowering bestehender Anlagen gemäß § 245e Abs. 3 BauGB, wobei die 

Ausschlusswirkung des Flächennutzungsplans nicht entgegensteht. Insofern können durch ein ent-

sprechendes Repowering die Grundzüge der 38. Änderung des Flächennutzungsplans gewahrt blei-

ben. Auch unabhängig davon, ob ein Windenergievorhaben innerhalb der vorherigen Sondergebiete 

Oberreifferscheid, Losheim und Kehr die Voraussetzungen des § 245e Abs. 3 BauGB erfüllt, ist anzu-

nehmen, dass ihm die Ausschlusswirkung der 38. Änderung des Flächennutzungsplans ausnahms-

weise nicht entgegenstehen wird. Dies begründet sich darin, dass es sich insoweit mit hoher Wahr-

scheinlichkeit um einen atypischen Fall handelt. In seinem Urteil vom 12.05.2023 (7 D 328/21.AK) hat 

das OVG Münster erneut bestätigt, dass eine Ausnahme von der Ausschlusswirkung insbesondere in 

Gebieten gilt, in denen bereits Windenergieanlagen errichtet wurden. Ein Repowering bzw. ein Zubau 

von Windenergieanlagen innerhalb der bestehenden, im Zuge der 20. Änderung des Flächennut-

zungsplans festgelegten Sondergebiete ist daher auch nach Inkrafttreten der 38. Änderung des Flä-

chennutzungsplans möglich. 

1.2.5 Naturschutzfachliche Schutzgebiete 

Naturschutzfachliche Schutzgebiete ergeben sich aus den §§ 21 und 23 bis 36 BNatSchG. Demnach 

sind der Biotopverbund bzw. die Biotopvernetzung (§ 21 BNatSchG), Naturschutzgebiete (§ 23 

BNatSchG), Nationalparke oder Nationale Naturmonumente (§ 24 BNatSchG), Biosphärenreservate 

(§ 25 BNatSchG), Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG), Naturparke (§ 27 BNatSchG), Natur-

denkmäler (§ 28 BNatSchG), geschützte Landschaftsbestandteile (§ 29 BNatSchG), gesetzlich ge-

schützte Biotope (§ 30 BNatSchG) und Natura-2000-Gebiete (§§ 31 bis 36 BNatSchG) bei der Planung 

und Umsetzung von Vorhaben auf eine mögliche Betroffenheit zu untersuchen. 

Form und Verfahren der Unterschutzstellung richten sich nach Landesrecht (vgl. § 22 Abs. 2 

BNatSchG). Demnach werden Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmäler und 

geschützte Landschaftsbestandteile in den Landschaftsplänen der Kreise und kreisfreien Städte fest-

gesetzt (vgl. § 7 LNatSchG). 

Das Plangebiet befindet sich im räumlichen Geltungsbereich des Landschaftsplans 20 „Hellenthal“ 

des Kreises Euskirchen.  

In der Festsetzungskarte ist das gesamte Plangebiet dem Landschaftsschutzgebiet mit der Bezeich-

nung 2.2-7, "Agrarlandschaft bei Losheim", zugewiesen. Des Weiteren wird ein Teil des Plangebiets 

vom Geschützten Landschaftsbestandteil 2.4-1 "Höckerlinie zwischen Hellenthaler Wald und Kehr" 

überlagert. Mit Inkrafttreten der BNatSchG am 01.02.2023 ist in § 26 Abs. 2 BNatSchG geregelt, dass 

Landschaftsschutzgebiete für die Windenergienutzung geöffnet werden. Die Regelung dient dazu 

Landschaftsschutzgebiete vollumfänglich in die Suche nach Flächen für den Windenergieausbau ein-

zubeziehen. Demnach sind Windenergieanlagen in Landschaftsschutzgebieten erlaubt, wenn sich der 

Anlagenstandort in einem Windenergiegebiet nach § 2 Nr. 1 WindBG befindet (z.B. im Flächennut-

zungsplan), auch wenn die naturschutzrechtliche Unterschutzstellung entgegenstehende Bestim-

mungen enthält. Eine Ausnahme / Befreiung von den Verboten des Landschaftsplans ist damit nicht 

mehr erforderlich. Die Verbotsfreiheit gilt im gesamten Landschaftsschutzgebiet bis das Land die 
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langfristigen Flächenbeitragswerte gemäß § 5 Spalte 2 WindBG (2032: 1,8 % der Landesfläche NRW) 

erreicht hat. Darüber hinaus ist eine Beeinträchtigung des geschützten Landschaftsbestandteils 

durch die geplanten Anlagen ist nicht zu erwarten.  

Die Entwicklungskarte setzt für das Plangebiet das Entwicklungsziel 1.1-2 " Erhaltung einer vielfältig 

strukturierten Kulturlandschaft mit z.T naturnahen Lebensräumen" fest. Der Schwerpunkt des Ziels 

liegt auf der Erhaltung und Optimierung des hohen Grünlandanteils sowie der extensiven Bewirt-

schaftung wertvoller Grünlandflächen, wobei hier insbesondere auf Feucht- und Magergrünland zu 

achten ist. Zudem sind die Erhaltung und Entwicklung bestehender Gehölz- und Gewässerstrukturen 

von essenzieller Bedeutung (Kreis Euskirchen, 2005, S. 11). Das Plangebiet ist bereits durch drei Wind-

kraftanlagen vorbelastet. Im Rahmen des geplanten Vorhabens sollen die bestehende WEA durch 

zwei modernere WKA ersetzt werden. Dies führt zu einer geringeren Belastung der Fläche. Darüber 

hinaus können grundsätzlich WEA im Plangebiet so errichtet werden, dass der Erhalt von Bäumen 

und naturnahen Gewässern und deren Ufergehölze nicht infrage gestellt wird. In diesem Zusammen-

hang sind planbedingte Konflikte nicht ersichtlich. 

Für die Beurteilung der Betroffenheit des Biotopverbunds bzw. der Biotopvernetzung sowie von 

Nationalparken oder Nationalen Naturmonumenten, Biosphärenreservaten, Naturparken, gesetzlich 

geschützten Biotopen und Natura-2000-Gebieten wird auf den Dienst „NRW Umweltdaten vor Ort“ 

zurückgegriffen (MUNV NRW, 2023 a). Das gesamte Gemeindegebiet befindet sich innerhalb des 

Deutsch-Belgischen Naturparks Hohes Venn - Eifel. Negative Auswirkungen des geplanten Vorhabens 

auf den Naturpark sind jedoch nicht erkennbar. 

Beeinträchtigungen durch Nutzungsänderungen im weiteren Umfeld sind nach aktuellem Kenntnis-

stand allenfalls in Bezug auf Natura-2000-Gebiete ersichtlich. Beim nächstgelegenen Natura-2000-

Gebiet handelt es sich um das FFH-Gebiet „Kyllquellgebiet“, das sich ca. 6,3 km nördlich des Plange-

biets befindet. Sofern die Schutzgebiete dem Schutz von Fledermausarten oder europäischen Vo-

gelarten dienen, sind in der Regel gemäß Windenergieerlass 300 m als Pufferzone erforderlich. Die-

sen Abstand überschreitet das Plangebiet deutlich. Somit ist eine direkte Beeinträchtigung nicht zu 

erwarten. Zudem lässt das Planvorhaben keine Auswirkungen, wie z. B. eine erhebliche Veränderung 

der Grundwasserneubildungsrate oder einen erheblichen Schadstoffausstoß, erwarten, die zu der 

Annahme führen könnten, dass mit einer mittelbaren Beeinträchtigung zu rechnen bzw. der Regel-

untersuchungsabstand zu erhöhen sei. 

Insgesamt sind keine Konflikte mit den vorliegend relevanten naturschutzfachlichen Schutzgebieten 

ersichtlich. 

2 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER 

UMWELTAUSWIRKUNGEN 
(BauGB Anlage 1 Nr. 2) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 sind die in der Umweltprüfung ermittelten erheblichen Umweltauswir-

kungen zu beschreiben und zu bewerten. Dies umfasst nicht nur die Bestandsbeschreibung und die 

Entwicklungsprognosen bei Durchführung und Nichtdurchführung der Planung, sondern auch die 

Darlegung von Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, die Prüfung von Planungsal-

ternativen sowie eine Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen. 
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2.1 Basisszenario sowie Bewertung des Umweltzustands und Prognosen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 a und b) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 a und b umfasst der Umweltbericht eine Bestandsaufnahme der ein-

schlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, 

die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden (Basisszenario), sowie eine Prognose über die Ent-

wicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung (Entwicklungsprognose). Die Betrach-

tung wird anhand der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 a, c und d BauGB genannten Schutzgüter gegliedert. Diese 

sind als umfassende Bezeichnung der Umweltbelange zu verstehen (Ernst, Zinkhahn, Bielenberg, & 

Krautzberger, 2019). Aufgrund funktionaler Zusammenhänge werden Tiere, Pflanzen und biologische 

Vielfalt sowie Luft und Klima gebündelt betrachtet. 

Die im Februar 2021 verabschiedete EU-Strategie zur Anpassung an den Klimawandel sieht vor, dass 

die EU bis 2050 eine klimaresiliente Gesellschaft werden soll. In diesem Zusammenhang sollte auch 

der vom § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB gestellten Anforderung an die Bauleitplanung, „den Klimaschutz und 

die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern,“ Gewicht beigemessen 

werden. Folglich werden in diesem Umweltbericht klimarelevante Aspekte sowie weitere Wechsel-

wirkungen und Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge in den jeweiligen Entwicklungsprognosen für 

die betroffenen Schutzgüter berücksichtigt.  Auf ein gesondertes Kapitel zur Beschreibung des Wir-

kungsgefüges wird verzichtet. 

Da Basisszenario und Entwicklungsprognose aufeinander aufbauen, werden auch sie zusammenge-

fasst. Ebenso werden die Auswirkungen bei Nichtdurchführung der Planung in Kapitel 2.3 gebündelt, 

da sie überwiegend keine Veränderung des Umweltzustands herbeiführen. 

2.1.1 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Als Bewahrer genetischer Vielfalt und Einflussfaktoren für andere Schutzgüter erfüllen Tiere und 

Pflanzen Funktionen in Stoffkreisläufen (z. B. Reinigungs-, Filter- und Produktionsfunktion für Boden, 

Wasser, Luft bzw. Klima). Daher ist ihre biologische Vielfalt zu schützen. Die biologische Vielfalt um-

fasst wiederum drei Aspekte: die Vielfalt der Ökosysteme (z. B. Lebensgemeinschaften, Lebensräume, 

Landschaften), die Artenvielfalt und die genetische Vielfalt innerhalb der Arten (BfN, 2024). 

BASISSZENARIO 

Das Plangebiet wird derzeit überwiegend als Grünland genutzt und ist von verschiedenen Wirt-

schaftswegen durchzogen. Im Süden sowie im zentralen Bereich des Plangebietes befinden sich Na-

delwaldflächen. Entlang der südlichen Grenze verläuft zudem der Landgraben. Im Westen und Osten 

des Plangebietes bestehen bereits drei Windenergieanlagen. 

Planungsrelevante Pflanzenarten kommen in NRW kaum vor. Es sind lediglich sechs planungsrele-

vante Arten mit jeweils sehr wenigen Vorkommen bekannt. Sie finden sich überwiegend an Sonder-

standorten mit sehr spezifischen Habitatansprüchen. Diese Habitatanforderungen sind im vorliegen-

den Fall nicht gegeben. 

Allgemein stellt jeder Boden einen Lebensraum, z.B. für Bodenorganismen und Destruenten dar. Bei 

der Sicherung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes kommt diesen häufig vorkommenden Le-

bewesen eine besondere Bedeutung zu. Vor dem Hintergrund stattfindender landwirtschaftlicher 

Nutzung unterliegen die Böden einer erheblichen Vorbelastung.  
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Rückzugsmöglichkeiten in Form von Sträuchern sowie Ansitz- oder Singwarten bestehen lediglich im 

Bereich der Nadelwaldflächen. Durch die westlich angrenzende B 265 sowie die bestehenden Wind-

energieanlagen kann es jedoch zu Störwirkungen und daraus resultierendem Meideverhalten kom-

men.  

Auswirkungen auf den Artenschutz wurden in einer ASP 1 (Büro für Ökologie & Landschaftsplanung 

Dr. Jürgen Prell, 2025) untersucht. Grundlage der Bewertung sind eigene faunistische Untersuchun-

gen, die im Zeitraum von Januar bis Juli 2022 durchgeführt wurden. Ergänzend wurden bestehende 

Datenquellen ausgewertet, darunter das Fachinformationssystem (FIS) „Geschützte Arten“ des 

LANUV NRW, die Schwerpunktvorkommen windkraftsensibler Vogelarten (Energieatlas NRW) sowie 

das Fundortkataster @LINFOS des Landes NRW. Auch Schutzgebietsbögen der umliegenden Schutz-

gebiete flossen in die Analyse ein. Aufgrund der grenznahen Lage zu Rheinland-Pfalz wurden zusätz-

lich Informationen des Landesamts für Umwelt, Wasserwirtschaft und Gewerbeaufsicht Rheinland-

Pfalz (ARTeFAKT) sowie des Landschaftsinformationssystems der Naturschutzverwaltung Rheinland-

Pfalz (LANIS) herangezogen. Daten zu Vorkommen, Brut- und Rastgebieten windkraftsensibler Vogel-

arten wurden aus dem artenschutzfachlichen Beitrag des Landesamtes für Umwelt Rheinland-Pfalz 

(2023) ergänzt. Zudem erfolgte eine Datenabfrage bei der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises 

Euskirchen sowie bei der Biologischen Station im Kreis Euskirchen. Auf diese Weise konnte das Spekt-

rum der zu erwartenden Arten auf Feldlerche und Baumpieper reduziert werden. Zudem wird ein 

Vorkommen der Arten Breitflügelfledermaus, Groß- und Kleinabendsegler, sowie Mücken-, Nord-, 

Zweifarb- und Zwergfledermaus angenommen. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Die Errichtung und der Betrieb der WEA sind nur mit geringfügigen Eingriffen in die bestehende Ve-

getation u.a. für Fundamente, Zuwegungen und Wendeflächen verbunden. Da die Nadelwaldflächen 

von Bebauung freizuhalten sind und die übrige Bepflanzung einen eher geringen Ausgangswert hat, 

sind diese Eingriffe in die Vegetation selbst als nicht erheblich einzustufen. 

Gemäß § 44 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Tiere der besonders oder streng geschützten 

Arten bzw. europäische Vogelarten mitsamt ihrer Lebensstätten zu beeinträchtigen. Eine Betrach-

tung von Jagdhabitaten kann bei der Bewertung von Empfindlichkeit und Eingriff zunächst unberück-

sichtigt bleiben (BVerwG, Beschluss vom 13. März 2008 – 9 VR 10.07, 2008). Hiervon ausgenommen 

sind Jagdhabitate, deren Beeinträchtigung den Fortbestand gesetzlich geschützter Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten gefährdet bzw. Individuen die Nahrungsgrundlage in einer solchen Form entzieht, 

dass diese verhungern und somit indirekt getötet werden. Da Jagdhabitate mit spezieller oder be-

sonderer Ausprägung im Plangebiet nicht vorhanden sind, liegt dieser Ausnahmetatbestand nicht vor. 

In Bezug auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann es durch bau- und betriebsbedingte Schall-, 

Licht- und Staubimmissionen sowie die generelle Veränderung des Lebensraums zur Verdrängung 

von störungsempfindlichen Arten kommen. Durch die Baufeldräumung können Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten dauerhaft zerstört werden und mit einer Verletzung und/oder Tötung von Individuen 

einhergehen.  

Gesonderte Geländedaten über die Fledermausfauna im Gebiet wurden nicht erhoben, da die be-

triebsbedingten Wirkungen mit Hilfe eines Abschaltalgorithmus vermieden werden können und bau- 

und anlagebedingte Konflikte im Offenland nicht zu erwarten sind. 

Im Rahmen der Vogelkartierung wurden insgesamt 52 Arten festgestellt, von denen 13 als planungs-

relevant eingestuft wurden. Als windkraftsensibel gelten dabei der Rotmilan und der Schwarzstorch. 
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Weitere Arten wurden nicht weiter berücksichtigt, da keine entsprechenden Hinweise auf eine Be-

troffenheit aufgrund der durchgeführten Untersuchungen vorlagen. Für alle windkraftsensiblen Vo-

gelarten konnten artenschutzrechtliche Verbotstatbestände aufgrund ihres Status im Gebiet oder 

der nur geringen Raumnutzung von vorneherein ausgeschlossen werden.   

Da es sich bei den WEA-Standorten um Offenlandflächen handelt, wurde eine Betroffenheit der pla-

nungsrelevanten nicht-windkraftsensiblen Brutvögel Feldlerche und Baumpieper diskutiert. Betrof-

fenheiten können jedoch unter Beachtung einer Bauzeitenregelung hinsichtlich der Baufeldfreima-

chung für beide Arten ausgeschlossen werden.  

Zum Schutz der Vögel insgesamt ist eine Bauzeitenregelung ebenfalls notwendig. Weitere planungs-

relevante Vogelarten sind nicht betroffen. Daten zur Fledermausfauna im Gebiet deuten auf mögliche 

Vorkommen von bis zu sieben windkraftsensiblen Arten hin. Dies sind Breitflügelfledermaus, Groß- 

und Kleinabendsegler, sowie Mücken-, Nord-, Zweifarb- und Zwergfledermaus. Dies macht eine im 

Leitfaden „Umsetzung des Arten- und Habitatschutzes bei der Planung und Genehmigung von Wind-

energieanlagen in Nordrhein-Westfalen“ definierte, nächtliche Abschaltung der WEA unter bestimm-

ten Witterungsbedingungen notwendig. Möglich ist auch die freiwillige Erarbeitung eines weiteren 

Höhenmonitorings durch den Antragsteller. Da für die Baumaßnahmen der WEA nach derzeitigem 

Stand keine quartiergeeigneten Gehölze entfernt werden müssen, ist nicht mit Quartierverlusten zu 

rechnen. Dies ist vorab noch einmal zu überprüfen. Sollten wider Erwarten Gehölze mit Baumhöhlen 

entnommen werden und geeignete oder gar besetzte Quartiere gefunden werden, ist das Ausfliegen 

der Tiere abzuwarten und es sind Ersatzquartiere zu schaffen.  

In diesem Zusammenhang sind Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen für alle potenziell betroffenen 

Arten (Feldlerche, Baumpieper sowie verschiedene Fledermausarten) zu berücksichtigen. Diese Maß-

nahmen sind in Kapitel Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.  dieses Umweltbe-

richts zusammengefasst. Eine relevante Betroffenheit weiterer planungsrelevanter Arten, wie z.B. der 

Wildkatze, ist nicht anzunehmen. 

Zudem ist es gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG allgemein verboten, wild lebende Tiere und Pflanzen ohne 

vernünftigen Grund zu beeinträchtigen. Ein vernünftiger Grund liegt vor, wenn eine Handlung aus-

drücklich erlaubt oder nach Abwägung durch einen durchschnittlich gebildeten, dem Naturschutz 

aufgeschlossenen Betrachter gerechtfertigt ist (Lütkes/Ewer, 2018). Dies ist bei der Aufstellung von 

Bauleitplänen regelmäßig der Fall (MWEBWV NRW, 2010). Somit steht der allgemeine Artenschutz ei-

nem Bauleitplan bereits dann nicht entgegen, wenn dessen Aufstellung erforderlich ist und Standort 

bzw. Plankonzeption unter Abwägung mit in Betracht kommenden Alternativen gewählt wurden. Dies 

ist vorliegend der Fall. Das Gebot zur Vermeidung nicht erforderlicher Beeinträchtigungen bleibt 

hiervon unberührt. Nicht erforderliche Beeinträchtigungen werden jedoch bereits durch die Maß-

nahmen für den speziellen Artenschutz ausgeschlossen. 

2.1.2 Fläche 

Fläche ist eine nicht vermehrbare Ressource und Lebensgrundlage für den Menschen und wird von 

ihm beansprucht (BMUV, 2023). Die planungsrechtliche oder tatsächliche Inanspruchnahme ist mit 

der Zunahme von Siedlungs- und Verkehrsfläche (MUNV NRW, o. D.), nicht jedoch mit Versiegelung 

gleichzusetzen, da auch gestaltete Grün-, Erholungs- und Freizeitflächen zur Siedlungs- und Ver-

kehrsfläche gezählt werden (BMUV, 2023). Bei Inanspruchnahme erfolgt eine Nutzungsänderung, was 

zumeist mit irreversiblem Verlust der ursprünglichen Funktion einhergeht. 
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BASISSZENARIO 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 35,3 ha. Diese wird teilweise von drei bestehenden Wind-

energieanlagen sowie von verschiedenen Wirtschaftswegen in Anspruch genommen. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Es handelt sich um ein Repowering-Vorhaben, bei dem drei am Standort bestehende Altanlagen im 

Zuge des Neubaus der geplanten WEA zurückgebaut werden. Hierdurch sind dauerhafte Versiege-

lungen des Bodens für die Fundamente, den Wegebau und Kranstellflächen sowie temporäre Versie-

gelungen möglich. Hierfür werden Flächen beansprucht, die jedoch in Relation zum gesamten Plan-

gebiet nur eine untergeordnete Rolle spielen. 

Dennoch ist der Eingriff in das Schutzgut Fläche als erheblich zu bewerten und muss ausgeglichen 

werden. Der erforderliche Ausgleich erfolgt im Zuge eines Landschaftspflegerischen Fachbeitrags. 

Dieser ist im konkreten Genehmigungsverfahren zu erbringen. 

2.1.3 Boden 

Gemäß § 2 Abs. 2 BBodSchG erfüllt Boden Funktionen als Lebensgrundlage und -raum für Menschen, 

Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen. Darüber hinaus ist er Ausgleichsmedium in Wasser- und Nähr-

stoffkreisläufen sowie Ab- und Aufbaumedium für stoffliche Entwicklung. Aus unterschiedlichen 

Gründen kann er schutzwürdig sein (GD NRW, 2018 c): 

 Biotopentwicklungspotenzial für Extremstandorte 

 Regler- und Pufferfunktion/natürliche Bodenfruchtbarkeit 

 Reglerfunktion des Bodens für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum 

Ferner erfüllt Boden Funktionen als Standort und als Archiv. Zur Vermeidung von Dopplungen werden 

sie in den Kapiteln 2.1.2 und 2.1.8 sowie den darauf aufbauenden Kapiteln beschrieben. 

BASISSZENARIO 

Für die Bewertung des Bodens werden die Geobasisdaten der Vermessungs- und Katasterverwaltung 

NRW (Land NRW, 2023) und die Bodenkarten im Maßstab 1 : 5.000 (GD NRW, 2018 a) und 1 : 50.000 

(GD NRW, 2018 b) verwendet. Hieraus ergeben sich die folgenden Erkenntnisse. 
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Abbildung 3: Bodenkarte mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs (grüne Linie), genordet (Land NRW, 2023) sowie (GD NRW, 

2018 b) 

Zusammensetzung 

Innerhalb des Plangebiets ist gemäß Bodenkarte der Bodentyp Braunerde vorherrschend, wobei je-

doch verschiedene Bodeneinheiten und Wertigkeiten zu unterscheiden sind. Darüber hinaus kom-

men im Plangebiet auch die Bodentypen Pseudogley und Gley vor. Die jeweilige Zusammensetzung 

wird in der folgenden Tabelle erläutert: 

Zusammensetzung des vorhandenen Bodens 

Bodentyp Bestandteil 
Schichtdicke 

(dm) 

Braunerde (B38) 

schluffiger Lehm, schwach steinig, stellenweise schwach humos 

stellenweise schwach sandiger Lehm, schwach steinig, stellen-

weise schwach humos 

aus Hochflächenlehm und Solifluktionsbildung 

6 bis 12 

Schutt und stark schluffiger Ton, stark steinig 

alternativ und Festgestein 

aus Solifluktionsbildung und Verwitterungsbildung 

alternativ stellenweise Sandstein stellenweise Tonstein  

stellenweise Schluffstein vereinzelt Kalkstein 

alternativ vereinzelt Konglomerat vereinzelt Sandstein 

18 bis 14,1 

Braunerde (B33) 

schluffiger Lehm, meist steinig, zum Teil grusig 

vereinzelt stark schluffiger Ton, meist steinig, zum Teil grusig 

aus Hochflächenlehm und Solifluktionsbildung 

3 bis 6 
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Festgestein 

alternativ stellenweise Schutt 

vereinzelt stark schluffiger Ton 

alternativ vereinzelt Steine 

aus Sandstein und Tonstein und Schluffstein vereinzelt Kalkstein 

alternativ zum Teil Verwitterungsbildung 

alternativ vereinzelt Kalksandstein 

alternativ vereinzelt Konglomerat 

14 bis 17,1 

Braunerde (B31) 

schluffiger Lehm, stark steinig-grusig 

stellenweise schwach sandiger Lehm, stark steinig-grusig 

stellenweise stark schluffiger Ton, stark steinig-grusig 

aus Hochflächenlehm und Solifluktionsbildung 

1 bis 3 

Festgestein 

alternativ stellenweise Schutt 

vereinzelt stark schluffiger Ton 

alternativ vereinzelt Steine 

aus Sandstein und Tonstein und Schluffstein vereinzelt Kalkstein 

alternativ zum Teil Verwitterungsbildung 

alternativ vereinzelt Kalksandstein 

alternativ vereinzelt Konglomerat 

17 bis 19,1 

Pseudogley (S32) 

schluffiger Lehm, steinig 

stellenweise sandig-toniger Lehm, steinig 

stellenweise stark schluffiger Ton, steinig 

aus Hochflächenlehm und Solifluktionsbildung 

3 bis 8 

stark schluffiger Ton, steinig 

zum Teil schwach lehmiger Sand, steinig 

stellenweise Schutt, vereinzelt stark schluffiger Ton 

aus Solifluktionsbildung und Verwitterungsbildung 

3 bis 12,1 

Festgestein 

aus Sandstein und Tonstein und Schluffstein 

alternativ vereinzelt Konglomerat 

alternativ vereinzelt Sandstein 

0 bis 14,1 

Gley (G3) 

schluffiger Lehm, zum Teil steinig 

und stellenweise schwach sandiger Lehm, zum Teil steinig 

und stellenweise stark schluffiger Ton, zum Teil steinig 

gebändert mit vereinzelt Niedermoortorf 

aus Bachablagerung stellenweise Niedermoor 

6 bis 20,1 
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Kies, stellenweise Sand 

alternativ stellenweise Festgestein 

alternativ vereinzelt Schutt, vereinzelt schluffiger Lehm 

aus Terrassenablagerung 

alternativ zum Teil Dolomitstein sowie Kalkstein sowie Sandstein 

sowie Tonstein sowie Schluffstein 

alternativ stellenweise Solifluktionsbildung 

0 bis 14,1 

Tabelle 4: Zusammensetzung der vorhandenen Böden (GD NRW, 2018 b) 

Bodenparameter 

Alle Bodentypen im Plangebiet weisen mittlere Bodenparameter auf und es ist mit einer mittleren 

Bodenfruchtbarkeit zu rechnen. Eine detaillierte Beschreibung anhand der einzelnen Bodenparame-

ter ist der folgenden Tabelle zu entnehmen: 

Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf die landwirtschaftliche Eignung 

Parameter Definition 
Wert 

B38 B33 B31 S32 G3 

Wertzahlen 

der Boden-

schätzung 

Die Bodenwertzahl drückt Reinertrags-

unterschiede aus, die bei üblicher und 

ordnungsgemäßer Bewirtschaftung nur 

durch den Ertragsfaktor Boden bedingt 

sind. 

40 bis 

50 

(mittel) 

30 bis 

50 

(mittel) 

25 bis 

35 

(gering) 

30 bis 

50 

(mittel) 

30 bis 

55 

(mittel) 

Feldkapazität 

Die Feldkapazität bestimmt die Fähig-

keit des Bodens, die Verlagerung von 

Stoffen wie Nitrat, die weder adsorptiv 

festhalten noch mikrobiell umgesetzt 

werden, in den Untergrund zu mindern. 

288 

mm 

(mittel) 

135 mm 

(gering) 

56 mm 

(sehr 

gering) 

257 mm 

(mittel) 

230 

mm 

(mittel) 

Nutzbare 

Feldkapazität 

Bei grundwasserfreien und nicht 

staunässedominierten Standorten ist 

die nutzbare Feldkapazität das wesent-

liche Maß für die Bodenwassermenge, 

die den Pflanzen zur Verfügung steht. 

121 mm 

(mittel) 

57 mm 

(gering) 

24 mm 

(sehr 

gering) 

110 mm 

(mittel) 

116 mm 

(mittel) 

Luftkapazität 

Die Luftkapazität ist ein Maß für die 

Versorgung der Pflanzenwurzeln mit 

Sauerstoff. Sie stellt die Speicherkapa-

zität für Starkniederschläge, Grundwas-

ser sowie Staunässe dar und bestimmt 

zusammen mit der Wasserleitfähigkeit 

die Amplitude und Geschwindigkeit von 

Wasserstandsänderungen im Witte-

rungsverlauf. 

93 mm 

(mittel) 

39 mm 

(gering) 

16 mm 

(sehr 

gering) 

 92 mm 

(mittel) 

45 mm 

(gering) 

Kationenaus-

tauschkapa-

zität 

Nährstoffe kommen in der Natur als Ka-

tionen vor. Die Kationenaustauschka-

pazität bezeichnet die Menge an Nähr-

stoffen, die ein Boden in Bezug auf 

seine Masse binden und abgeben kann. 

215 

mol+/

m² 

(hoch) 

95 

mol+/

m² 

(mittel) 

41 

mol+/

m² 

(gering) 

185 

mol+/

m² 

(hoch) 

304 

mol+/

m² 

(hoch) 
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Effektive 

Durchwurze-

lungstiefe 

Die effektive Durchwurzelungstiefe 

kennzeichnet die Tiefe, bis zu der das 

pflanzenverfügbar gespeicherte Bo-

denwasser von einjährigen Nutzpflan-

zen bei Ackernutzung in niederschlags-

armen Jahren vollständig ausgeschöpft 

werden kann. 

11 dm 

(sehr 

hoch) 

11 dm 

(sehr 

hoch) 

11 dm 

(sehr 

hoch) 

11 dm 

(sehr 

hoch) 

6 dm 

(gering) 

Tabelle 5: Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf die landwirtschaftliche Eignung (GD NRW, 2018 b) 

Schutzwürdigkeit 

Die Schutzwürdigkeit eines Bodens ergibt sich laut dem BBodSchG aus dem Ausprägungsgrad der 

Erfüllung natürlicher Bodenfunktionen sowie der Archivfunktion (GD NRW, 2018 c). Die Schutzwürdig-

keit der vorhandenen Böden ist somit der folgenden Tabelle zu entnehmen: 

Schutzwürdigkeit der vorhandenen Böden 

Bodenteilfunktion 
Schutzwürdigkeit gegeben? 

B38 B33 B31 S32 G3 

Biotopentwicklungspotenzial für Extremstandorte n.b Ja Ja n.b n.b 

Regler- und Pufferfunktion/natürliche Boden-

fruchtbarkeit 
n.b Nein Nein n.b n.b 

Reglerfunktion des Bodens für den Wasserhaus-

halt im 2-Meter-Raum 
n.b Nein Nein n.b n.b 

Tabelle 6: Schutzwürdigkeit des vorhandenen Bodens (GD NRW, 2018 b) 

Vorbelastung/Altlasten 

Im Bereich der B265, der Wirtschaftswege sowie im Bereich der bestehenden Windenergieanlagen 

sind die Böden durch Versiegelung vorbelastet. Hierdurch bestehen Einschränkungen der natürli-

chen Bodenfunktionen, insbesondere der Grundwasserneubildung. Zudem ist mit Strukturverände-

rungen des natürlichen Bodenaufbaus zu rechnen. Im Bereich der Landwirtschaftliche genutzten Flä-

chen können Einträge durch Biozide, Düngemittel oder Verdichtungen nicht ausgeschlossen werden.  

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Die vorliegenden Böden weisen in einem Teilbereich eine Funktion als Biotopentwicklungspotenzial 

für Extremstandorte auf. Vor diesem Hintergrund ist von einer teilweise erhöhten Empfindlichkeit 

des Schutzguts auszugehen. Der Großteil der Böden weist jedoch eine durchschnittliche Empfind-

lichkeit auf. 

Bei der Errichtung von Windenergieanlagen werden jedoch nur geringe Bereiche durch Versiegelung, 

Verdichtung, Abtragungen und Aufschüttungen für die Fundamente und Zuwegungen dauerhaft ver-

ändert. Insbesondere auf den versiegelten Flächen kommt es zum Verlust der natürlichen Funktio-

nen. Die baubedingten Eingriffe sind zwar flächenmäßig gering, jedoch sind die Auswirkungen auf das 

Schutzgut Boden aufgrund der teilweisen Schutzwürdigkeit des Bodens als erheblich zu bewerten. 

Eine Zusammenfassung erforderlicher Maßnahmen erfolgt in Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts.  
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Für weitere Flächen (Lager- und Montageflächen, Bewegungsflächen) entstehen temporäre Beein-

trächtigungen, die nicht erheblich sind. Im Großteil des Plangebiets können die Böden ihre natürli-

chen Funktionen weiterhin erfüllen. 

Durch den Betrieb der Windenergieanlage ist zudem mit keinen erheblichen Schadstoffeinträgen zu 

rechnen. Insofern wird das Vorhandensein der Windenergieanlage voraussichtlich zu keinen weiteren 

erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzguts Boden führen. 

2.1.4 Wasser 

Gemäß § 1 WHG erfüllt Wasser Funktionen als Lebensgrundlage und -raum für Menschen, Tiere und 

Pflanzen sowie als nutzbares Gut. Es beeinflusst das Klima, da Wärme durch Verdunstung der Atmo-

sphäre zugeführt wird (DWD, o. D.). Im Hinblick auf ihre zerstörerische Kraft ist der Schutz vor Hoch-

wasser und Starkregen zu beachten. 

BASISSZENARIO 

Zur Beschreibung des Schutzguts wird u. a. auf das elektronische wasserwirtschaftliche Verbundsys-

tem für die Wasserwirtschaftsverwaltung in NRW (ELWAS-WEB) zurückgegriffen (MUNV NRW, 2023 b). 

Hiermit können die folgenden Aussagen getroffen werden. 

Oberirdische Gewässer 

Gemäß § 2 LWG NRW handelt es sich bei oberirdischen Gewässern um Fließgewässer mit ständigem 

oder zeitweiligem Abfluss, die der Vorflut für Grundstücke mehrerer Eigentümer dienen. Sie werden 

in Gewässer erster und zweiter Ordnung sowie in sonstige Gewässer eingeteilt. 

In der unmittelbaren Umgebung sind keine Gewässer erster Ordnung vorhanden. Das nächstgelegene 

Gewässer zweiter Ordnung ist die Kyll, die sich in einer Entfernung von ca. 4,8 km nordöstlich des 

Plangebietes befindet. Das nächstgelegene sonstige Gewässer ist der Landgraben, der sich entlang 

der südlichen Grenze des Plangebietes erstreckt. 

Grundwasser 

Das Plangebiet befindet sich im Grundwasserkörper 26_01 „Linksrheinisches Schiefergebirge/Kyll 1“. 

Dieser befindet sich insgesamt in einem guten Zustand.  

Eine kleinräumige Beschreibung der vorhandenen Grundwassereinflüsse ist unter Berücksichtigung 

des Bodens möglich. Hierzu wird auf die Bodenkarte im Maßstab 1 : 50.000 zurückgegriffen (GD NRW, 

2018 b). Laut dieser ist im Plangebiet mit unterschiedlichen Bodentypen zu rechnen. Hierbei ergeben 

sich die folgenden Parameter: 
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Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf das Bodenwasser 

Parameter Definition 
Bodentyp 

B38 B33 B31 S32 G3 

Gesättigte 

Wasserleit-

fähigkeit 

Die gesättigte Wasserleitfähigkeit (kf) kenn-

zeichnet, mit welchem Widerstand ein Boden 

Wasser gegen die Schwerkraft halten kann. 

Sie dient der Bewertung des Bodens als me-

chanischer Filter, beeinflusst die Erosionsan-

fälligkeit und wird zur Ermittlung vom Drän-

bedürftigkeit bzw. Dränabständen verwen-

det. 

11 

cm/d 

(mittel) 

1 cm/d 

(sehr 

gering) 

1 cm/d 

(sehr 

gering) 

20 

cm/d 

(mittel) 

17 

cm/d 

(mittel) 

Kapillare 

Aufstiegs-

rate 

Die kapillare Aufstiegsrate gibt an, in welcher 

Intensität ein Boden Wasser aus den grund-

wasserbeeinflussten Schichten durch die 

Kraft seiner Kapillarität in den effektiven 

Wurzelraum nachliefert. 

0 

mm/d 

(keine 

Nach-

liefe-

rung) 

0 

mm/d 

(keine 

Nach-

liefe-

rung) 

0 

mm/d 

(keine 

Nach-

liefe-

rung) 

0 

mm/d 

(keine 

Nach-

liefe-

rung) 

6 

mm/d 

(ext-

rem 

hoch) 

Grundwas-

serstufe 

Der Grundwasserspiegel schwankt in Abhän-

gigkeit von Klima- und Witterungsverhältnis-

sen sowie vom Wasserverbrauch durch Ve-

getation oder Menschen mehr oder weniger 

stark. Die Grundwasserstufen geben den 

Kernbereich der Grundwasserschwankung 

wieder. 

0 

(ohne 

Grund

was-

ser) 

0 

(ohne 

Grund

was-

ser) 

0 

(ohne 

Grund

was-

ser) 

0 

(ohne 

Grund

was-

ser) 

2 

(mittel) 

Staunässe-

grad 

Staunässe tritt auf, wenn eine geringe was-

serdurchlässige Zone im Boden (Staukörper) 

die Versickerung des Niederschlagswassers 

hemmt und somit zur Vernässung des dar-

über liegenden Bereichs (Stauwasserleiter) 

führt. 

0 

(ohne 

Staunä

sse) 

0 

(ohne 

Staunä

sse) 

0 

(ohne 

Staunä

sse) 

3 

(mitt-

lere 

Staunä

sse) 

0 

(ohne 

Staunä

sse) 

Versicke-

rungseig-

nung 

Die Versickerungseignung stellt eine Erstein-

schätzung dar, in welchem Maß Böden für 

eine Versickerung von Niederschlagswasser 

geeignet sind und welche Gründe ggf. entge-

genstehen. 

Unge-

eignet 

Unge-

eignet 

Unge-

eignet 

Stau-

nass 

Grund

nass 

Tabelle 7: Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf das Bodenwasser (GD NRW, 2018 b) 

Wasser-, Hochwasser- und Starkregenschutz 

Wasserrechtliche Schutzgebiete ergeben sich aus dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Laut diesem 

sind Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG), Heilquellen (§ 53 WHG), Überschwemmungsgebiete (§ 76 

WHG), Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten (§ 78b WHG) und Hochwasserent-

stehungsgebiete (§ 78d WHG) hinsichtlich einer Betroffenheit zu untersuchen. 

Auf der Grundlage der Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden 

Hochwasserschutz (BRPHV) werden zudem die Hochwasserrisikokarte, die Hochwassergefahrenkarte 

und die Starkregengefahrenhinweiskarte in die Betrachtung einbezogen. Hierfür wird auf den 

„Klimaatlas NRW“ zurückgegriffen (LANUV NRW, 2023). 
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Die Auswertung der Wasserschutzgebiete und Heilquellen erfolgt auf Basis der Datenbank ELWAS-

WEB (MUNV NRW, 2023 b). Überschwemmungsgebiete sowie Risikogebiete außerhalb von Über-

schwemmungsbieten werden mithilfe der Hochwasserrisikokarte ermittelt. Hochwasserentstehungs-

gebiete wiederum „sollen künftig durch die Länder als Rechtsverordnung ausgewiesen werden“ 

(BMUV, 2016). Dies ist zum aktuellen Zeitpunkt jedoch noch nicht geschehen. 

Im Plangebiet selbst befinden sich keine Wasserschutzgebiete. Das nächstgelegene Wasserschutz-

gebiet ist das geplante Trinkwasserschutzgebiet „Prether-Platißbachtalsperre“ ca. 9,7 km nördlich 

des Plangebiets. Das Schutzgebiet ist durch bestehende Ortslagen räumlich und funktional vom Plan-

gebiet getrennt. Wechselwirkungen mit dem Plangebiet sind nicht erkennbar. 

Heilquellen sind im linksrheinischen NRW nicht vorhanden und insofern mit abschließender Sicher-

heit nicht von der Planung betroffen. 

Eine Überlagerung mit Überschwemmungsgebieten und Risikogebieten außerhalb von Überschwem-

mungsgebieten besteht nicht. Die Hochwasserrisikokarte und die Hochwassergefahrenkarte zeigen 

ebenfalls keine Betroffenheit auf.  

Gemäß der Starkregengefahrenhinweiskarte ist im Plangebiet bei seltenen und extremen Starkregen 

mit vereinzelten Wasseransammlungen zu rechnen. Die Wassertiefen betragen größtenteils bis zu 0,7 

m. Im zentralen Bereich des Plangebiets können jedoch stellenweise Wassertiefen von bis zu 1,7 m 

erreicht werden. Allerdings sind die mit WKA verbundenen Eingriffe in den Boden und dessen Versi-

ckerungsfähigkeit punktuell und gering. Zugleich verbleiben im Plangebiet hinreichende Flächenpo-

tenziale, um WKA außerhalb der von Starkregen betroffenen Bereiche zu platzieren. Insofern ist nicht 

erkennbar, dass die mit Starkregen verbundenen Belange der Vollziehbarkeit der Planung entgegen-

stehen oder die Umsetzung des Planvorhabens zu einer Verschärfung dieser Belange führt. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Im Plangebiet oder im von der Planung betroffenen Umfeld sind keine wasserrechtlichen Schutzge-

biete vorhanden. Oberirdische Gewässer sind lediglich im südlichen Bereich des Plangebietes (Land-

graben). Derzeit ist davon auszugehen, dass keine gute natürliche Versickerungsfähigkeit in den obe-

ren Bodenschichten gegeben ist. Hierdurch werden planbedingte Auswirkungen auf die Qualität und 

Menge des Grundwassers begrenzt. Insgesamt ist daher von einer geringen spezifischen Empfind-

lichkeit des Schutzguts Wasser auszugehen. 

Bei Umsetzung des Vorhabens werden nur geringe Flächen versiegelt. Sie können in der Regel über 

die Fläche, sprich durch Ableitung des Niederschlags vom Weg in das angrenzende Feld, entwässert 

werden. Durch den geringen Versiegelungsgrad wird sich die Starkregensituation nicht maßgeblich 

verändern. Auch gehen von Windenergieanlagen keine erhöhten Risiken im Hinblick auf den Eintrag 

von wassergefährdenden Stoffen aus. Die Anlagen verfügen über verschiedene Schutzvorrichtungen, 

die im Störfall einen Austritt von wassergefährdenden Stoffen verhindern. Daher sind erhebliche Aus-

wirkungen auf das Wasser insgesamt nicht zu erwarten. 

2.1.5 Luft und Klima 

Das lokale Kleinklima bildet die Grundlage für die Vegetationsentwicklung und ist unter dem Aspekt 

der Niederschlagsrate für den Wasserhaushalt und die Grundwasserneubildung verantwortlich. Luft 

ist lebensnotwendig zum Atmen für Mensch und Tier. Zudem übernimmt die Atmosphäre Funktionen 
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als Schutz- und Übertragungsmedium für Stoffflüsse. Ein ausgewogenes Klima und eine regelmäßige 

Frischluftzufuhr sind die Grundlagen für gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse. 

BASISSZENARIO 

Luftschadstoffe 

Für die Bewertung der zu erwartenden Luftschadstoffe wird auf das „Emissionskataster Luft NRW“ 

zurückgegriffen (LANUV NRW, 2020). Hier wird zwischen zahlreichen Emittenten- und Schadstoff-

gruppen unterschieden. Aufgrund der Vielzahl von möglichen Angaben ist die weitere Betrachtung 

auf eine fachlich begründete Auswahl zu beschränken. 

Vor diesem Hintergrund sowie im Hinblick auf den Klimawandel erfolgt eine Betrachtung der im 

Kyoto-Protokoll benannten Treibhausgase (Umweltbundesamt, 2022 a): Kohlendioxid, Methan und 

Lachgas (N2O) sowie die fluorierten Treibhausgase (F-Gase). Aufgrund der europaweit definierten 

Grenzwerte (Umweltbundesamt, 2022 b) wird die Betrachtung auf die Feinstaubfraktion PM10 erwei-

tert. Eine Betrachtung der Fraktion PM2,5 ist mangels Datengrundlage nicht möglich. Da im Umwelt-

bericht keine Ursachenforschungen betrieben, sondern lediglich die Auswirkungen des Planvorha-

bens im Zusammenwirken mit dem bestehenden Gesamtgefüge untersucht werden, erfolgt die Be-

trachtung dieser Schadstoffe über alle Emittentengruppen hinweg. 

Schadstoff 
Menge Belastung 

Bezeichnung Chem. Summenformel 

Kohlendioxid CO2 3 bis 247 t/km² Sehr gering bis gering 

Methan CH4 644 bis 2.770 kg/km² Gering bis mittel 

Lachgas N2O 48 bis 208 kg/km² Gering 

Fluorierte Treibhausgase HF 13 g/km² Sehr gering 

Feinstaub PM10 2 bis 64 kg/km² Sehr gering bis gering 

Tabelle 8: Belastung des Plangebiets mit klimatisch wirksamen Luftschadstoffen (LANUV NRW, 2020) 

Klimatisch wirksame Funktionen 

Bei den verfahrensgegenständlichen Flächen handelt es sich um bereits mit WEA vorbelastete Flä-

chen. Allerdings überwiegt dennoch die landwirtschaftliche Nutzung, sodass die Funktion als Kaltluf-

tentstehungsgebiet erhalten bleibt. Klimatisch bedeutsame Vegetationsstrukturen, die zur Frischluf-

tentstehung und zur Bindung von Luftschadstoffen beitragen, sind nur untergeordnet vorhanden und 

befinden sich im Zentrum sowie im Südosten des Plangebietes im Bereich der Nadelwaldflächen. 

Durch die landwirtschaftliche Nutzung werden die klimatischen Funktionen im überwiegenden Teil 

des Plangebiets jahreszeitabhängig bzw. bei fehlender Vegetation eingeschränkt erfüllt. Während 

Zeiträumen, in denen die Fläche von keiner Vegetation bedeckt ist, kann ferner die Bildung von Stau-

bemissionen nicht ausgeschlossen werden. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Klimatisch bedeutsame oder luftreinhaltende Strukturen sind teilweise im Plangebiet vorhanden. Eine 

Beeinträchtigung dieser Strukturen durch den geplanten Anlagenbau ist nicht zu erwarten, sodass 

die spezifische Empfindlichkeit des Schutzguts als gering bewertet wird. 
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Durch die Errichtung von Windenergieanlagen werden Flächen in so geringem Umfang versiegelt, dass 

dies nicht wesentlich zur Minderung der klimatisch wirksamen Faktoren beitragen kann. Im Gegenteil 

werden durch die Nutzung regenerativer Energien an anderer Stelle Ressourcen eingespart und der 

Ausstoß von Schadstoffen gemindert.  

Insgesamt werden die planbedingten Auswirkungen auf die Schutzgüter Luft und Klima daher als nicht 

erheblich bzw. als positiv bewertet. 

2.1.6 Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild hat in erster Linie eine ästhetische und identitätsbewahrende Funktion. Die 

Komposition verschiedener typischer Landschaftselemente macht die Eigenart eines Landstriches 

aus. Dies spielt nicht nur für die Bewahrung typischer Arten, Strukturen und Bewirtschaftungsformen, 

sondern auch für den Erholungswert der Landschaft eine große Rolle. 

BESTANDSBESCHREIBUNG 

Das Plangebiet liegt im Bereich der naturräumlichen Haupteinheit NR-281 „Westliche Hocheifel“. Laut 

der heutigen potenziellen natürlichen Vegetation (HpnV) müsste das Landschaftsbild insbesondere 

durch Rasenschmielen-Hainsimsen-Buchenwald, stellenweise durch Feuchter Eichen-Buchenwald 

geprägt sein. In den Bergtälern ist der Stieleichen-Hainbuchen-Auwald einschließlich der bach- und 

flussbegleitenden Erlenwälder heimisch. Die lokale Landschaft besteht überwiegend aus landwirt-

schaftlich genutzten Flächen, die mit Wirtschaftswegen durchzogen sind. In diese landwirtschaftliche 

Struktur fügen sich Ortschaften und Hofstellen ein. Vereinzelt sind Fichtenforste und anthropogen 

bedingte Laubholzbestände sowie kleinflächig naturnahe Eichen-Buchenwälder vorhanden. Ansons-

ten wird die Landschaft von Siedlungsnutzungen und Verkehrstrassen erheblich überprägt. 

Im Geltungsbereich selbst befinden sich ausschließlich landwirtschaftlich genutzte Flächen, die von 

Wirtschaftswegen durchzogen werden. Im westlichen Teil des Plangebietes verläuft von Norden nach 

Süden eine Hochspannungsfreileitung und an der südlichen Plangebietsgrenze befindet sich der 

Landgraben. Im Süden sowie im Zentrum des Plangebietes erstrecken sich zudem Nadelwaldflächen, 

während im Westen und Osten bereits drei Windenergieanlagen bestehen. 

Südlichen und südwestlich des Plangebietes befinden sich mehrere Windenergieanlagen. Im Norden 

grenzt das Plangebiet an weitere Waldflächen. Des Weiteren sind im Nordwesten, Nordosten und 

Osten mehrere Gehöfte vorhanden. Die Ortslage Kehr befindet sich nordwestlich der Plangebiets-

fläche und die Ortsgemeinde Ormont befindet sich südlich und östlich des Plangebietes. Im Westen 

verläuft die B 265. 

Durch die Lage in der freien Landschaft besitzt die verfahrensgegenständliche Fläche eine gewisse 

Bedeutung für das Landschaftsbild, jedoch ist eine zu betonende Bedeutung für das übergeordnete 

Landschaftsbild nicht erkennbar. Das Plangebiet dient derzeit als landwirtschaftliche Nutzflächen, die 

für die Allgemeinheit nur beschränkt zugänglich sind. Dennoch werden vorhandene Wirtschaftswege 

von ansässigen Menschen für die Naherholung genutzt. Eine Vorbelastung des Landschaftsbildes be-

steht durch die vorhandenen Windenergieanlagen. Eine weitere Vorbelastung besteht in gewisser 

Weise durch die B 265. 
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ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Das Landschaftsbild und die Erholung als Naturpotenziale sind allgemein empfindlich gegenüber ei-

ner Veränderung der Landschaft, insbesondere in Form von Bebauung und „landschaftsfremden“ 

Nutzungen. Dadurch wird auch die Erholungsnutzung für den Menschen, die durch den Eindruck der 

„freien Landschaft“ entsteht, beeinträchtigt. Nicht nur durch das Hinzufügen von störenden Elemen-

ten, sondern auch durch das Entfernen von typischen und prägenden Elementen, wie etwa Grün-

strukturen, kann das Landschaftsbild beeinträchtigt werden.  

Das Landschaftsbild ist für Windenergieanlagen besonders empfindlich, da diese eine Fernwirkung 

aufweisen. Allerdings muss berücksichtigt werden, dass der Gesetzgeber Windenergieanlagen gene-

rell als privilegierte Vorhaben im Außenbereich eingestuft hat. Somit sind gewisse Beeinträchtigungen 

zu tolerieren. 

Gemäß Windenergieerlass NRW 2018 sind Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes in der Regel 

nicht ausgleichbar. Daher soll eine Ersatzzahlung erfolgen. Im vorliegenden Fall ist zu berechnen, ob 

die positiven Effekte durch den Rückbau der bestehenden Anlagen den Eingriff durch die neuen WEA 

überwiegen. Die abschließende Klärung erfolgt im Genehmigungsverfahren. 

2.1.7 Mensch 

Über den indirekten Schutz durch Sicherung der übrigen Schutzgüter hinaus sollen gesunde Wohn- 

und Arbeitsverhältnisse für den Menschen, insbesondere hinsichtlich des Immissionsschutzes, gesi-

chert werden. Zur Vermeidung von Dopplungen werden die Aspekte der Luftbelastung und Naher-

holung in den Kapiteln 2.1.5 „Luft und Klima“ bzw. 2.1.6 „Landschaftsbild“ beschrieben. 

BASISSZENARIO 

Der räumliche Geltungsbereich wird überwiegend landwirtschaftlich genutzt. Im Geltungsbereich be-

finden sich bereits drei Windenergieanlagen, während in der angrenzenden Umgebung weitere Wind-

energieanlagen zu finden sind. Insofern erfüllt die Fläche keine nennenswerte Naherholungsfunktion 

für den Menschen.  

Schutzwürdige Nutzungen sind die im Umfeld des Plangebiets vorhandenen Wohnnutzungen, insbe-

sondere innerhalb der Ortslagen. Die Ortslage Kehr ist etwa 1,0 km und die Ortsgemeinde Ormont 

etwa 800 m vom Plangebiet entfernt. Darüber hinaus befinden sich mehrere Gehöfte in dessen Um-

gebung. Zu benachbarten Gehöften wird ein Mindestabstand von 350 m eingehalten. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Es erfolgt kein Eingriff in eine vollkommen unberührte Naherholungslandschaft. Aufgrund der Vorbe-

lastungen ist die Empfindlichkeit des Schutzguts Mensch bezüglich der Naherholung als gering zu 

bewerten. Auch ohne die Windenergienutzung besitzt die Fläche gerade auch in Abwägung mit an-

deren Standorten nur geringe Aufenthaltsfunktionen. 

Durch das Repowering ist die Errichtung neuer Windenergieanlagen im Plangebiet möglich. Hierdurch 

werden zukünftig Geräusche in Form von Baustellenlärm ausgelöst. Aufgrund der Entfernung der 

Standorte von den nächsten Wohnlagen wird dieser als verträglich eingestuft, erhebliche Auswirkun-

gen entstehen nicht. Durch den Betrieb von Windenergieanlagen werden Auswirkungen durch Schall 

und Rotorschattenwurf erwartet. Beide Aspekte wurden gutachterlich untersucht. 
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Zur Ermittlung der Auswirkungen des verursachten Schalls durch die zwei geplanten Windenergiean-

lagen wurde ein Schallschutzgutachten durchgeführt (Windtest grevenbroich gmbh, 2025). Die Be-

rechnung der Schallimmissionen erfolgte gemäß TA-Lärm unter Berücksichtigung des Interimsver-

fahrens nach DIN ISO 9613-2. 

Am Standort wurden die maßgeblichen Wohnbebauungen in verschiedenen Himmelsrichtungen aus-

gewählt, an denen eine Richtwertüberschreitung am ehesten zu erwarten ist.  

Am 17.07.2025 fand eine Besichtigung des Standortes durch die WTG statt, um den Standort zu be-

urteilen. Aufgrund der Ortsbesichtigung wurden zunächst zwölf Immissionspunkte (IP) festgelegt. Die 

Berechnungen ergaben jedoch, dass sich davon nur fünf Immissionspunkte im akustischen Einwir-

kungsbereich befinden. 

Die Bestimmung der Vorbelastung durch weitere Anlagen, die unter die Regelung der TA-Lärm fallen, 

erfolgte in Abstimmung mit der SGD Nord, der Kreisverwaltung Eifelkreis Bitburg-Prüm und den Ver-

bandsgemeinden Gerolstein und Hellenthal. Der WTG lagen Dokumente mit Angaben zu den Ge-

räuschemissionen sowie weitergehende Informationen zum Anlagenbetrieb der geplanten WEA vor. 

Auf Grundlage dessen wurde, unter Hinzuziehung der LAI-Hinweise, der max. zulässige Schallleis-

tungspegel sowie das max. zulässige Oktavspektrum ermittelt. Im Sinne einer oberen Vertrauensbe-

reichsgrenze wurde weiterhin ein Sicherheitszuschlag ermittelt, welcher die Prognoseunsicherheit 

beinhaltet und in die Berechnungen einbezogen.   

Im Gutachten wird davon ausgegangen, dass die geplanten WEA im Dauerbetrieb betrieben werden 

und dass das Anlagengeräusch an den IP nicht Impuls-, Ton- oder informationshaltig ist. Für die ge-

planten WEA ist teilweise ein Betriebszustandswechsel in Abhängigkeit der Beurteilungszeit vorgese-

hen. Die entsprechenden Betriebsmodi werden in nachfolgender Tabelle aufgeführt: 

Tabelle 9: Vorgesehene Betriebsmodi der geplanten WEA 

Sofern die aufgeführten Geräuschemissionen der geplanten ENERCON WEA des Typs E-175 EP5 E2 

nicht überschritten werden, werden die Vorgaben der TA-Lärm sowie des BImSchG §16B, eingehal-

ten.  

Einzelne Geräuschspitzen im Betriebsgeräusch der geplanten WEA, welche den Mittelungspegel um 

mehr als das nach TA-Lärm einzuhaltende Maß überschreiten, sind nicht zu erwarten.   

Tabelle 10: Ergebnistabelle 

Die Auswirkungen des Schattenwurfs wurden auch in einem Gutachten (Windtest grevenbroich gmbh, 

2025) ermittelt. Durch den sogenannten Schlagschatten kann es zur Beeinträchtigung der 
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menschlichen Wahrnehmung seiner Umgebung kommen. Daher hat der Länderausschuss für Immis-

sionsschutz Richtwerte festgelegt, wonach der Schattenschlag nicht länger als 30 Minuten am Tag 

bzw. 30 Stunden im Jahr auftreten soll. Dieser Maximalwert entspricht aufgrund von zeitweiser Be-

wölkung etc. einem astronomisch wahrscheinlichen Wert von 8 Stunden im Jahr. 

Die Berechnung des zu erwartenden Schattenschlags wurde als Worst-Case-Szenario erstellt. Hier-

bei wurde angenommen, dass durchgehender Sonnenschein von Sonnenaufgang bis Sonnenunter-

gang herrscht, die Sonnenstrahlung senkrecht zur Rotorkreisfläche steht und sich die WEA perma-

nent in Betrieb befindet. Außerdem wurde angenommen, dass sich keine Hindernisse zwischen IP 

und WEA befinden, die die Sicht verstellen. Zusätzlich zur Berechnung der maximalen Schattenwur-

fimmissionen erfolgt ebenfalls die Berechnung der meteorologisch wahrscheinlichen Schattenwur-

fimmissionen. Die Größe und die Lage der Rezeptoren werden analog zur worst-case Berechnung 

definiert. Unter Berücksichtigung der mittleren Sonnenscheindauer pro Monat, der Windrichtungs-

verteilung am Standort, sowie den voraussichtlichen Betriebsstunden der WEA wird die wahrschein-

liche Schattenwurfimmission an den gewählten IP ausgegeben. 

Als Immissionspunkte wurden die maßgeblichen Wohnbebauungen in verschiedenen Himmelsrich-

tungen ausgewählt, an denen eine Richtwertüberschreitung durch den Betrieb der WEA am ehesten 

zu erwarten ist. Aufgrund dessen sowie der Ortsbesichtigung 17.07.2025 wurden insgesamt 21 IP fest-

gelegt. 

Durch die Gesamtbelastung treten, bei Berücksichtigung der maximal möglichen Sonnenscheindauer 

(worst-case) Richtwertüberschreitungen an den IP01- IP19 auf. Unter Berücksichtigung der realen 

Sonnenwahrscheinlichkeit wird der Richtwert für den Jahreswert an den IP01 IP12, IP14 IP16 und IP18 

überschritten. 

Die theoretischen Überschreitungen der Richtwerte an den betroffenen Immissionspunkten können 

durch die Implementierung von Schattenwurfmodulen in die WEA-Steuerung vermieden werden. 

Eine entsprechende Maßnahme ist in Kapitel Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.  

dieses Umweltberichts zusammengefasst. 

2.1.8 Kultur- und Sachgüter 

Kultur- und Sachgüter besitzen ihre Funktion aufgrund ihres historischen Dokumentationspotenzials 

sowie ihrer wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Nutzung. Unter den Begriff Kulturgüter fallen die 

Bau- und Bodendenkmäler als Einzelobjekte oder als Ensemble einschließlich ihres Umgebungs-

schutzes sowie das Ortsbild. Dazu zählen auch räumliche Beziehungen, kulturhistorisch bedeutsame 

Landschaftsteile, Sichtbeziehungen etc. 

BASISSZENARIO 

Kulturgüter 

Auf der Ebene der Landesplanung ist das Untersuchungsgebiet dem landesbedeutsamen Kulturland-

schaftsbereich „Westwallabschnitt bei Udenbreth“ zugeordnet. Zu den vom „Westwall“ am stärksten 

befestigten Ortschaften gehört Hellenthal-Udenbreth. Zahlreiche Bunker und ein System von Pan-

zersperren verlaufen direkt durch das Dorf. Zu einem geplanten unterirdischen Ausbau von Bunker-

stellung ist es nach 1940 nicht mehr gekommen. Die Bunkeranlagen und Panzersperren zwischen 

Kehr und Udenbreth dokumentieren in besonders anschaulicher Weise den Aufbau des „Westwalls“. 

Bei den Anlagen finden sich Bunker aus dem „Pionierprogramm“ und dem „Limesprogramm“. Nach 
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Westen vorgelagert verlaufen die Panzersperren der Baureihen 1938 und 1939. Hinzu kommt der ver-

gleichsweise gute Zustand einzelner, für das Rheinland besonders seltener Bunkertypen. Spezifische 

Ziele und Leitbilder sind die Stärkung der historischen Wahrnehmung. (KuLaDig, o. D. a). 

Gemäß Stellungnahme des LVR - Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland vom 05.05.2025 befin-

den sich im Plangebiet das Bodendenkmal EU 194 „Westwallbunker aus dem 2. Weltkrieg“. Der Bunker 

steht auf einer Weide, etwa 500 m südlich bis südwestlich der Aussiedlerhöfe „Erlenphenn“. Der Bun-

ker hatte die Aufgabe, das westlich und südlich der Anlage verlaufende „Höckerhindernis“ zu sichern. 

Der 13,60 x 12,90 m große Bunker hatte 2,00 m starke Wände und Decken. Die Anlage wurde nach 

dem 2. Weltkrieg gesprengt und ist heute übererdet.  

Darüber hinaus verläuft mit EU 98 „Panzersperre des ehemaligen Westwalls“ eine 5-zügige Betonhö-

ckerlinie durch das Plangebiet, welche Teil des ab 1938 im Auftrag des nationalsozialistischen Regimes 

errichteten Grenzbefestigungssystems (sog. Westwall) gewesen ist. Das Annäherungshindernis ist in 

seinem Verlauf auf die Ortschaft Kehr zu insgesamt gut obertägig erhalten und mit Fichten- und 

Buschwald bewachsen. Durch das Bodendenkmal verläuft eine Zuwegung für einen der bisherigen 

Windkraftenergiestandorte. 

Für beide Bodendenkmäler besteht eine konkrete Befunderwartung. Zwar wurde die Bunkeranlage 

EU 194 nach dem 2. Weltkrieg gesprengt, nichtsdestotrotz ist damit zu rechnen, dass Reste der Anlage 

erhalten geblieben sind. Für die Panzersperre EU 98 ist davon auszugehen, dass im Plangebiet und 

besonders im unmittelbaren Umfeld der Zuwegung zum Windkraftstandort obertägig Betonhöcker 

der Panzersperren erhalten sind. Unterhalb der bisherigen Zuwegung kann zudem noch die Strei-

fenfundamentierung der Höcker vorhanden sein. 

Gemäß der Stellungnahme der Bezirksregierung Köln, Dezernat 35 – Städtebau, vom 05.05.2025 be-

findet sich auf dem Plangebiet (Gemarkung Hellenthal, Flur 8, Flurstück 69) der Bunker OR 13.  

Zudem liegt das Plangebiet innerhalb der Kulturlandschaft „Eifel“. Spezifische Ziele und Leitbilder sind 

u. a. der Erhalt des reichen archäologischen Erbes sowie dessen Einbeziehung in touristische Kon-

zepte, die Pflege der Wiesen und kleineren Auenwäldchen in den Bach- und Flussauen sowie die 

Pflege der Wacholderheiden und Gemeinschaftsweiden als Relikte der extensiv genutzten Gemein-

heitsflächen und der ehemaligen Niederwaldflächen (Lohewälder) an den Talhängen (KuLaDig, o. D. 

a). 

Eine Konkretisierung kulturlandschaftlicher Belange erfolgt auf der Ebene der Regionalplanung. Diese 

enthält jedoch keine besondere Erwähnung. 

In einer Entfernung von ca. 250 m zum Plangebiet befinden sich die Baudenkmäler "Bunker OR 11", 

"Bunker OR 14" und "Bunker OR 15".  

In einer Entfernung von ca. 600 m zum Plangebiet befinden sich die Baudenkmäler "Bunker OR 21", 

"Bunker OR 22", "Bunker OR 22a" und "Bunker OR 23". 

Darüber hinaus finden sich weitere Baudenkmäler in der Ortslage Kehr, der Ortsgemeinde Ormont 

sowie deren Umgebung. 

Sachgüter 

Als Sachgüter können Flächen oder Objekte bezeichnet werden, die einer wirtschaftlichen Nutzung 

unterliegen. Im Plangebiet trifft dies auf die landwirtschaftliche Nutzung der Flächen sowie die be-

stehenden WEA zu. 



Gemeinde Hellenthal 

Umweltbericht zum Bebauungsplanes Nr. 64 „Flächen für Windenergieanlagen in Kehr“ 

 

 

 

36 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Kulturgüter 

Eine bauliche Veränderung der verfahrensgegenständlichen Erschließungsanlagen ist in den Schutz-

bereichen der sicher vorhandenen Bodendenkmäler nicht erforderlich. Unter Berücksichtigung die-

ser Maßgabe sind planbedingte Konflikte mit den Bodendenkmälern Stellungnahme des LVR - Amt 

für Bodendenkmalpflege im Rheinland vom 05.05.2025 nicht erkennbar.  

Aufgrund der Entfernung zwischen den geplanten Anlagen und dem bestehenden Bunker im Plange-

biet kann eine Beeinträchtigung ausgeschlossen werden. Planbedingte Konflikte mit der Stellung-

nahme der Bezirksregierung Köln, Dezernat 35 sind somit nicht erkennbar.  

Ein Vorhandensein weiterer Bodendenkmäler ist nicht bekannt. Eine erhebliche Beeinträchtigung ist 

daher nicht wahrscheinlich, kann mangels systematischer Untersuchungen zum Ist-Zustand aber 

nicht abschließend ausgeschlossen werden.  

Im Ergebnis kann eine Beeinträchtigung von Bodendenkmälern nur unter Berücksichtigung diesbe-

züglicher Maßnahmen vermieden werden. Diese werden in Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts zusam-

mengefasst. 

Visuelle Wechselwirkungen zwischen dem Plangebiet bzw. dem Planvorhaben mit Kulturlandschafts-

bereichen sind möglich. Allerdings ist hier zu beachten, dass es sich bei Windenergieanlagen um re-

gelmäßig privilegierte Anlagen im Außenbereich handelt. Insofern sind planbedingte Konflikte mit Kul-

turgütern nicht wesentlich. 

Sachgüter 

Hinsichtlich der vorhandenen Sachgüter besteht die Empfindlichkeit in der Umwandlung der derzei-

tigen Nutzung. Dies geschieht jedoch nur auf einer kleineren Fläche, die landwirtschaftliche Nutzung 

bleibt erhalten. Insofern werden planbedingte Auswirkungen auf dieses Sachgut als unerheblich be-

wertet. 

2.2 Berücksichtigung der sonstigen umweltrelevanten Belange bei Durchführung der Planung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 b) 

Die Auswirkungen auf die Schutzgüter wurden bereits in Kapitel 2.1 ermittelt und dargelegt. Ebenso 

ist eine Auseinandersetzung mit Natura-2000-Gebieten und deren Erhaltungszielen bereits in Kapi-

tel 1.2.5 erfolgt. Im Folgenden werden die bau- und betriebsbedingten Auswirkungen auf die übrigen 

Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 7 a bis i BauGB beschrieben. 

2.2.1 Vermeidung von Emissionen und sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB) 

VERMEIDUNG VON EMISSIONEN 

Die vorliegende Planung ermöglicht die Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen. Emis-

sionen in Form von Schadstoffen werden nicht hervorgerufen. Emissionen durch Schall und den 

Schattenwurf sind möglich. Im weiteren Verlauf des Verfahrens werden geeignete Maßnahmen durch 

Fachgutachter untersucht. 
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SACHGERECHTER UMGANG MIT ABFÄLLEN 

Im Rahmen des Baus sind keine nennenswerten Abfälle zu erwarten. Die Windenergieanlagen werden 

in Einzelteilen per Sattelzug angeliefert und dann montiert. Die Materialien für den Bau der Funda-

mente und Wege werden regelmäßig als Schüttgüter oder mit mehrfach verwendbaren Verpackun-

gen, beispielsweise Paletten, Silos oder Big-Bags, geliefert werden. 

Durch den Betrieb der Windenergieanlagen fallen keine Abfälle an. 

Bei Gewährleistung einer optimalen Entsorgung der Bau- und Betriebsstoffe, eines sachgerechten 

Umgangs mit Öl und Treibstoffen, bei regelmäßiger Wartung der Baufahrzeuge sowie ordnungsge-

mäßer Lagerung von gewässergefährdenden Stoffen können die baubedingten Auswirkungen als un-

erheblich eingestuft werden. 

Durch die begrenzte Versiegelung innerhalb des Plangebiets werden nachteilige Auswirkungen auf 

den Wasserhaushalt vermieden. Windenergieanlagen verfügen in der Regel über Schutzvorrichtun-

gen, die einen Eintritt von wassergefährdenden Stoffen in den Boden aufhalten können. Im Falle einer 

Leckage werden die austretenden Stoffe noch innerhalb der Windenergieanlage aufgefangen. 

SACHGERECHTER UMGANG MIT ABWÄSSERN 

Zur Vermeidung nicht erforderlicher Eingriffe in den natürlichen Wasserhaushalt, insbesondere die 

Grundwasserneubildungsrate, soll das auf den versiegelten Flächen anfallende Niederschlagswasser 

im Plangebiet versickert werden. Hierzu wird es einfach in die umliegenden Felder abgeleitet. 

Schmutzwasser fällt bei diesem Vorhaben nicht an. 

2.2.2 Nutzung von erneuerbarer Energie sowie sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB) 

Die Nutzung von erneuerbarer Energie sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie kön-

nen während der Bauphase nicht durch die Bauleitplanung gesteuert werden. Durch den Einsatz mo-

derner Technik, Fahrzeuge und Maschinen kann jedoch Einfluss darauf genommen werden. Da ein 

sparsamer Umgang mit Energie(-trägern) bereits aus Kostengründen von Interesse für die ausfüh-

renden Unternehmen sein dürfte, ist mit der Berücksichtigung dieses Umweltbelangs zu rechnen. 

Im Hinblick auf den Betrieb dient das Vorhaben der Herstellung von erneuerbarer Energie, da durch 

die Windenergieanlagen Energie in Form von Strom produziert wird. 

2.2.3 Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 g BauGB) 

Die Darstellungen von Landschaftsplänen wurden bereits in Kapitel 1.2.5 dieses Umweltberichts näher 

beschrieben. Das Vorhandensein von weiteren Umweltplänen ist nicht bekannt, sodass eine diesbe-

zügliche Berücksichtigung nicht erfolgen kann. 
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2.2.4 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 h BauGB) 

Eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgüter Luft und Klima ist aufgrund der angestrebten Nut-

zung nicht zu erwarten. Das geplante Vorhaben steht der Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

somit nicht entgegen, vielmehr trägt es durch die Produktion von erneuerbarer Energie zum Klima-

schutz bei. In diesem Zusammenhang wird von zusätzlichen Maßnahmen abgesehen. 

2.2.5 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 i BauGB) 

Vorliegend sind keine besonderen Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umwelt-

schutzes oder mit anderen Vorhaben erkennbar, die zu einer erheblichen Störung des Naturhaus-

halts führen würden bzw. über die bereits in Kapitel 2.1 dieses Umweltberichts bezeichneten Wir-

kungszusammenhänge hinausgehen. 

2.2.6 Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB) 

Bei der Bewertung der Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen ist zwischen 

den folgenden Aspekten zu unterscheiden (Ernst, Zinkhahn, Bielenberg, & Krautzberger, 2019): 

 Das nach Planaufstellung zulässige Vorhaben ist ein potenzieller Verursacher für schwere Un-

fälle oder Katastrophen, z. B. durch erhöhte Explosions- oder Brandgefahr. 

 Das geplante Vorhaben ist durch Ereignisse außerhalb des Gebiets für schwere Unfälle oder 

Katastrophen besonders gefährdet; dazu können z. B. Erdrutsche, Erdbeben oder Hochwasser 

gehören. 

Durch die beabsichtigte Nutzung sind keine Risiken für die menschliche Gesundheit gegeben, wie 

etwa durch eine erhöhte Brand- oder Explosionsgefahr, wie sie bei einem Störfallbetrieb oder in-

dustriellen Nutzungen zu erwarten wären. Windenergieanlagen sind in der Regel mit einem Blitz-

schutzsystem ausgestattet. Überwachungssysteme sorgen bei schwerwiegenden Störungen für die 

Abschaltung der Anlagen. Weiterhin verfügen Windenergieanlagen über eine Eisansatzerkennung, die 

bei Eisansatz an den Rotorblättern den Betrieb der Windenergieanlagen aussetzt und dadurch si-

cherstellt, dass Eisstücke nicht abgeworfen werden. Genaue Angaben sind erst möglich, wenn der 

Anlagentyp feststeht. Dies ist im Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 

der Fall. Hier wird auch ein Brandschutzkonzept vorgelegt werden. Äußere Einwirkungen, aufgrund 

derer der Betrieb selbst gefährdet sein könnte, beschränken sich nach aktuellem Kenntnisstand auf 

die folgenden Punkte: 

 Das Plangebiet liegt gemäß DIN 4149:2005 in der Erdbebenzone 0 sowie in der Untergrund-

klasse R. Bei Bebauung sind die Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 

4149:2005-04 "Bauten in deutschen Erdbebengebieten" zu berücksichtigen. Analog zu den Be-

deutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 4149:2005 sind zusätzlich die Bedeutungsklassen 

für Türme, Masten und Schornsteine gemäß DIN EN 1998, Teil 6 „Türme, Masten und Schorn-

steine“ sowie die entsprechenden Bedeutungsbeiwerte zu berücksichtigen. Eine entspre-

chende Einstufung prüft die Genehmigungsbehörde. 
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2.3 Entwicklungsprognose bei Nichtdurchführung der Planung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 b) 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet weiter in der bisherigen Form genutzt wer-

den und damit weiterhin einer landwirtschaftlichen Nutzung unterliegen. Somit würden auch die nut-

zungsbedingten Störwirkungen in gleichbleibender Form bestehen bleiben. Ebenso blieben die be-

reits vorhandenen WEA bestehen, sodass von ihnen ausgehende Schallimmissionen und der Schat-

tenschlag unverändert blieben. 

2.4 Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 c BauGB) 

Gemäß § 1 a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beein-

trächtigungen des Landschaftsbilds sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 

in der Abwägung zu berücksichtigen. Vorliegend kann eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutz-

güter Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Landschaftsbild und Bodendenkmäler zu-

nächst nicht ausgeschlossen werden. 

In Bezug auf das Schutzgut Fläche wäre ein unmittelbarer Ausgleich nur durch Entsiegelung oder 

Nutzungsaufgabe an anderer Stelle möglich. Da entsprechende Flächen, die für ihre derzeitige Nut-

zung nicht mehr benötigt werden, nicht zur Verfügung stehen, ist ein entsprechender Ausgleich vor-

liegend nicht möglich. Vor diesem Hintergrund erfolgt eine Abwägungsentscheidung zulasten des 

Schutzguts. 

In Bezug auf die weiteren Schutzgüter werden verbindliche Maßnahmen in die Plankonzeption auf-

genommen. Diese werden in der folgenden Tabelle zusammengefasst: 
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Erforderliche Maßnahmen 

Code Maßnahme Maßnahmenbeschreibung 
Begünstigte 

Schutzgüter 

E1 Vorsorgender 

Bodenschutz 

Gemäß § 4 Abs. 1 BBodSchG i. V. m. § 7 BBodSchG haben sich 

alle so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen 

nicht hervorgerufen werden. Gemäß § 202 BauGB ist Mutter-

boden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung 

und Vergeudung zu schützen. Daher sind zur Minderung und 

Vermeidung von Eingriffen in den Boden insbesondere die 

folgenden Maßnahmen zu beachten: 

 Die baubedingte Flächeninanspruchnahme ist auf das 

unbedingt notwendige Maß und möglichst auf zukünftig 

bebaute oder versiegelte Flächen zu begrenzen. 

 Bei Baumaßnahmen ist die obere Bodenschicht getrennt 

vom Unterboden abzutragen. Darunter liegende Schich-

ten unterschiedlicher Ausgangssubstrate sind den 

Schichten entsprechend zu trennen und zu lagern. Die 

Flächen für die Materialhaltung und Zwischenlagerung 

sind zu Beginn der Baumaßnahmen abzugrenzen. Die gel-

tenden Bestimmungen nach DIN 19731 und DIN 18915 in 

den jeweils gültigen Fassungen sind zu beachten. 

 Eine Kontamination von Boden während des Baubetriebs 

ist zu vermeiden. Bodenverdichtungen und Gefügeschä-

digungen durch Bodenarbeiten bei nasser Witterung sind 

zu vermeiden. 

Boden, Wasser 

E2 Ausgleichsmaß-

nahmen 

Die Ausgleichsmaßnahmen werden in einem gesonderten 

Landschaftspflegerischen Fachbeitrag bilanziert und Maß-

nahmen werden festgelegt. Diese werden durch Ersatzzah-

lung im weiteren Verlauf des Verfahrens gemäß Windenergie-

erlass NRW ermittelt. 

Pflanzen, Land-

schaftsbild, Flä-

che 

E3 Schutz- und 

Vermeidungs-

maßnahmen 

Vögel  

Die Baufeldfreimachung sollte zur Vermeidung von Beein-

trächtigungen von Nestern und Eiern (Artikel 5 VogelSchRL) 

bzw. Beschädigungen oder Zerstörungen von Fortpflanzungs-

stätten (§ 44 BNatSchG) außerhalb der Vogelbrutzeit (01.03. - 

30.09.) stattfinden. Abweichungen hiervon sind nach vorher-

gehender Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde 

denkbar, wenn vorab gutachterlich festgestellt wurde, dass 

sich im Bereich des Baufeldes keine Vogelbrut befindet. Die 

Kontrolle ist fotografisch und textlich zu dokumentieren. Erst 

nach Freigabe der UNB darf mit den Bauarbeiten begonnen 

werden. 

 

Fledermäuse  

 Nächtliche Abschaltung der WEA zwischen dem 01.04. 

und 31.10. bei Windgeschwindigkeiten im 10-Minuten-

Tiere, Pflanzen 

und biologische 

Vielfalt 
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Mittel von < 6 m/s in Gondelhöhe, Temperaturen >10°C 

und fehlendem Niederschlag.   

 Der Betreiber der WEA kann freiwillig ein eigenes Höhen-

monitoring durchführen lassen. Auf der Grundlage der 

Ergebnisse können die Abschaltalgorithmen für die zwei 

neuen WEA angepasst werden.  

 Die Installation von Bewegungsmeldern im Mastfußbe-

reich (etwa zur Erleichterung abendlicher Kontrollen) 

sollte möglichst vermieden werden. Hierdurch könnten 

Fledermäuse angezogen werden. Im Zuge von Inspekti-

onsverhalten kann es passieren, dass die Tiere von unten 

am Mast entlang hochfliegen, was sie einer gewissen Ge-

fährdung aussetzt. Dies ist möglichst zu vermeiden.  

 Bei der Entnahme von Gehölzen, sind diese erneut auf 

Baumhöhlen und ggf. auf Fledermausbesatz zu überprü-

fen. Im Bedarfsfall sind Ersatzquartiere zu schaffen. 

E4 Meldung archä-

ologischer 

Funde 

Nach § 15 Abs. 2 DSchG NRW bedarf der Erlaubnis, wer ein 

(vermutetes) Bodendenkmal oder einen Teil eines (vermute-

ten) Bodendenkmals beseitigen, verändern, an einen anderen 

Ort verbringen oder dessen Nutzung ändern will. Erlaubnis-

pflichtig ist auch die Errichtung, Veränderung oder Beseiti-

gung von Anlagen in der engeren Umgebung eines Boden-

denkmals, wenn sich dies auf die denkmalwerte Substanz oder 

das Erscheinungsbild des Bodendenkmals auswirken kann. Die 

Erlaubnis ist schriftlich bei der Unteren Denkmalbehörde der 

Gemeinde Hellenthal zu beantragen. Eine bauliche Nutzung 

innerhalb des Bodendenkmals ist nicht erlaubnisfähig. 

Bodendenkmäler 

E5 Vermeidung 

von Bodenein-

griffen im Be-

reich beste-

hender Denk-

mäler 

Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten „Flächen, die 

von der Bebauung freizuhalten sind“ befinden sich die Boden-

denkmäler EU 194 „Westwallbunker aus dem 2. Weltkrieg“ und 

EU 98 „Panzersperre des ehemaligen Westwalls“ Eine bauliche 

Nutzung innerhalb des Bodendenkmals ist nicht erlaubnisfähig 

und zu vermeiden. 

Bodendenkmäler 

E6 Verfüllung der 

entsiegelten 

Altanlagen 

Der bei der Errichtung der Neuanlagen anfallende wertvolle 

Oberboden ist bei der Verfüllung der entsiegelten Altanlagen 

zu nutzen. 

Fläche, Boden 

E7 Schattenschlag Die umliegenden Wohngebäude dürfen durch den von den 

Windenergieanlagen verursachten beweglichen Schatten 

(Schlagschatten) nicht beeinträchtigt werden. Durch den Ein-

satz einer automatischen Abschaltvorrichtung kann diese 

Vorgabe sichergestellt werden. Alternativ ist es möglich, die 

geplanten WEA gezielt in den Zeiträumen zwischen dem prog-

nostizierten Beginn und Ende des Schattenwurfs für einzelne 

Intervallphasen abzuschalten. 

Mensch 

Tabelle 11: erforderliche Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
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Im Hinblick auf die weiteren Schutzgüter sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Hier 

werden – i. S. d. Eingriffsvermeidungsgebots – vorsorgliche Maßnahmen in die Plankonzeption aufge-

nommen, mit denen nicht erforderliche Eingriffe vermieden werden können. 

Vorsorgliche Maßnahmen 

Maßnahmen Begünstigte 

Schutzgüter Code Name Beschreibung 

V1 Beschränkung 

der Höhe 

Die maximale Anlagenhöhe wird auf 250 m begrenzt, um einen 

unverhältnismäßigen Eingriff in das Landschaftsbild zu ver-

meiden.  

Landschaftsbild 

Tabelle 12: vorsorgliche Maßnahmen 

2.5 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 d) 

Die Prüfung von Standortalternativen ist bereits auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung 

erfolgt. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind alternative Planungsmöglichkeiten in Bezug 

auf die Konzeption darzustellen. 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein Repowering. Gemäß § 16b Abs. 2 Nr. 2 BImSchG ist der 

Abstand zwischen der Bestandsanlage und der neuen Anlage auf höchstens das Zweifache der Ge-

samthöhe der neuen Anlage beschränkt. Demzufolge existieren Standortalternativen lediglich im nä-

heren Umfeld, sofern die erforderlichen Abstände zu den bestehenden WEA eingehalten werden. 

Diese Flächen sind jedoch bereits mit bestehenden WEA bebaut. Bessere Standortalternativen be-

stehen daher nicht. 

2.6 Erhebliche nachteilige Auswirkungen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 e) 

Im Rahmen der erheblichen nachteiligen Auswirkungen sollen die Auswirkungen nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 j 

BauGB beschrieben werden. Gemeint sind hiermit die Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit 

der nach dem Bauleitplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten 

sind. Sie wurden bereits in Kapitel 2.2.6 untersucht. Erhebliche nachteilige Auswirkungen sind somit 

nicht zu erwarten. 

3 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 
(BauGB Anlage 1 Nr. 3) 

3.1 Technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 a) 

Die Bestandsaufnahme erfolgt auf der Grundlage von Ortsbegehungen und relevanten Gutachten, 

durch Informationssysteme des LANUV sowie anhand von weiteren Quellen, die im Umweltbericht 
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aufgeführt sind. Konkrete Schwierigkeiten bei der Ermittlung und Zusammenstellung der Angaben 

haben sich bisher nicht ergeben. Gleichwohl beruhen verschiedene Angaben auf allgemeinen An-

nahmen oder großräumigen Daten (z. B. faunistische Daten, Klimaangaben) und beinhalten eine ge-

wisse Streuungsbreite. Für die Ermittlung und Beurteilung der erheblichen Umweltauswirkungen der 

Planung in der vorliegenden Form bilden die zusammengestellten Angaben jedoch eine hinreichende 

Grundlage. 

3.2 Geplante Überwachungsmaßnahmen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 b) 

Gemäß der Anlage 1 Nr. 3 b zum BauGB sind die geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheb-

lichen Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt zu beschreiben. Zweck dieser 

Beschreibung ist es, das Monitoring gemäß § 4c BauGB für die Gemeinde vorzustrukturieren. Anders 

als bei der Überwachung nach § 4c BauGB, in deren Rahmen insbesondere auf unvorhergesehene 

nachteilige Umweltauswirkungen eingegangen werden soll, werden bei der Vorstrukturierung alle ge-

planten Überwachungsmaßnahmen aufgelistet. Die geplanten Überwachungsmaßnahmen orientie-

ren sich an den zuvor ermittelten Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich 

von erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter. 

Vorstrukturierung der Überwachungsmaßnahmen 

Erheblich be-

troffene 

Schutzgüter 

Zu überwachende Maßnahme 

Zeitpunkt und Art der Überwachung 
Code Bezeichnung 

Boden, Wasser E1 Vorsorgender Bodenschutz Unregelmäßige Kontrolle nach den 

Baumaßnahmen/Fotodokumentation 

Pflanzen, Land-

schaftsbild, Flä-

che 

E2 Ausgleichsmaßnahmen 

Prüfung im Bauantragsverfahren 

Tiere, Pflanzen 

und biologische 

Vielfalt 

E3 Schutz- und Vermeidungsmaßnah-

men 
Unregelmäßige Kontrolle während der 

Baumaßnahmen/Fotodokumentation 

Bodendenkmäler E4 Meldung archäologischer Funde Unregelmäßige Kontrolle während der 

Baumaßnahmen/Fotodokumentation 

Bodendenkmäler E5 Vermeidung von Bodeneingriffen im 

Bereich bestehender Denkmäler 

Unregelmäßige Kontrolle während der 

Baumaßnahmen/Fotodokumentation 

Fläche, Boden E6 Verfüllung der entsiegelten Altanla-

gen 
Prüfung im Bauantragsverfahren 

Mensch E7 Schattenschlag Prüfung im Bauantragsverfahren 

Tabelle 3: geplante Überwachungsmaßnahmen 
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3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 c) 

Mit dem zugrunde liegenden Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 

Errichtung von zwei Windenergieanlagen geschaffen werden. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Fläche, Boden, 

Landschaftsbild und Bodendenkmäler kann zunächst nicht ausgeschlossen werden. Dies umfasst die 

Beseitigung von bestehender Vegetation sowie die damit eingehende Versiegelung, die zu erwarten-

den Auswirkungen durch den Betrieb der Anlagen, den Verlust schutzwürdiger Böden, die Größe des 

Vorhabens sowie die Zerstörung von eventuell vorhandenen Bodendenkmälern durch Bodenein-

griffe. Vor diesem Hintergrund werden verbindliche Kompensationsmaßnahmen in die Plankonzep-

tion aufgenommen. Hierzu gehören die Meldung archäologischer Bodenfunde, die Abschaltung der 

Anlagen, die Vermeidung von Bodeneingriffen im Bereich bestehender Denkmäler sowie die Maß-

nahmen des vorsorgenden Bodenschutzes.  

Da die Fläche derzeit und auch zukünftig einer landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden soll 

und der Nadelwald bestehen bleiben soll, ist in Bezug auf das Schutzgut Fläche mit keinen erhebli-

chen Beeinträchtigungen zu rechnen. 

Im Plangebiet oder im von der Planung betroffenen Umfeld sind keine wasserrechtlichen Schutzge-

biete vorhanden. Obwohl sich der Landgraben südlich des Plangebietes befindet, ist eine Beeinträch-

tigung durch die geplanten Anlagen nicht zu erwarten. Bei Umsetzung des Vorhabens werden nur 

geringe Flächen versiegelt. Sie können in der Regel über die Fläche, sprich durch Ableitung des Nie-

derschlags vom Weg in das angrenzende Feld, entwässert werden. Durch den geringen Versiege-

lungsgrad wird sich die Starkregensituation nicht maßgeblich verändern. Der Betrieb von Windener-

gieanlagen führt zudem nur in stark eingeschränktem Maße zum Einsatz von wassergefährdenden 

Stoffen. Daher sind erhebliche Auswirkungen auf das Wasser insgesamt nicht zu erwarten. 

Das zu erwartende Artenvorkommen im Plangebiet wurde anhand einer ASP 1 untersucht (Büro für 

Ökologie & Landschaftsplanung Dr. Jürgen Prell, 2025). Es konnte festgestellt werden, dass arten-

schutzrechtliche Konflikte für Fledermäuse sowie die nicht windkraftsensiblen Brutvögel Feldlerche 

und Baumpieper durch die Berücksichtigung von Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen ausge-

schlossen werden können. Die hierfür geeigneten Maßnahmen werden in Kapitel 2.4 dieses Umwelt-

berichts zusammengefasst. Werden diese berücksichtigt, ist davon auszugehen, dass die Planung zu 

keiner erheblichen Beeinträchtigung des Schutzguts Tiere führen wird.  

Durch Windenergieanlagen kommt es regelmäßig zu Immissionen in Bezug auf den Schall und den 

Schattenwurf. Sofern die aufgeführten Geräuschemissionen der geplanten ENERCON WEA des Typs 

E-175 EP5 E2 nicht überschritten werden, werden die Vorgaben der TA-Lärm sowie des BImSchG 

§16B, eingehalten. Auswirkungen durch den Schattenwurf können durch die Implementierung von 

Schattenwurfmodulen in die Steuerung der WEA vermieden werden. 

Das Landschaftsbild wird verändert. Aufgrund von Festsetzungen für die zulässige Höhe werden die 

Auswirkungen begrenzt. Für den Eingriff in das Landschaftsbild ist ein Ersatzgeld zu zahlen. 

Visuelle Wechselwirkungen zwischen dem Plangebiet bzw. dem Planvorhaben mit Kulturlandschafts-

bereichen sind möglich. Allerdings ist hier zu beachten, dass es sich bei Windenergieanlagen um re-

gelmäßig privilegierte Anlagen im Außenbereich handelt. Insofern sind planbedingte Konflikte mit Kul-

turgütern nicht wesentlich. 
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